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Nr. 586. Mittag⸗Ausgabe. 


Deutſchland. 


0. C. Landtags ⸗Verhandlungen. 


17. Sitzung des Abgeordnetenhauſes vom 13. December. 
195 Uhr. Am Miniftertifger Graf zu Eulenburg mit mehreren Com: 
miſſarien. 

Das Haus ſetzt die zweite Berathung des Etats des Mi ni⸗ 
me des Innern (Titel 1 der Ausgaben, Beſoldung des Mini⸗ 
ſters) fort. 3 

Abg. Richter (Hagen): Es iſt gut, daß Herr Rickert geſtern angefangen 
br über die Wahlbeeinfluſſungen der Landräthe zu ſprechen. Herr Windt⸗ 


orſt⸗Meppen hatte Unrecht, zu meinen, wir hätten dieſe ange nicht ebenſo 
charf beurtheilt, als ſie ſich noch vorzugsweiſe gegen die Centrumspartei 
kehrten. Das Gegentheil iſt wahr. Die neuere Einrichtung der Wahl: 
reer e zeigt, daß alle Parteien in den letzten Jahren ange⸗ 
8 915 baben, Beeinfluſſungen der Freiheit einer Partei, als die gemein⸗ 
ame Freiheit bedrobend zurückzuweiſen. Ich bedaure, daß der Herr Mini⸗ 
ter des Innern erſt jetzt und nicht ſchon vor den Wahlen die amtliche 
Publication des „Provpinzial⸗Correſpondenz“⸗Artikels desavouirt hat. Der 
trich, welcher Amtliches und n in den Kreisblättern trennt, 
iſt mitunter gar nicht zu erkennen. Die wen, de der Landräthe 
für officlöſe Publicationen iſt überhaupt verwerflich. Die Landräthe find 
nicht dazu berufen, wechſelnde e wechſelnder Miniſter in der Preſſe 
zu vertreten. Haben doch oft die Landräthe einen von den zeitigen Mini⸗ 
ſtern abweichenden politiſchen ne Jede directe Wahlbeeinflung 
eines Miniſters iſt milder zu beurtheilen, als die Wahlbeeinfluſſungen der 
unteren Organe. Letztere haben die Autorität des Geſetzes dem Publikum 
egenüber unmittelbar zur Geltung zu bringen. Das Hineinziehen der 
Landräthe in den politiſchen Parteikampf verführt ſie, denſelben auf ihre 
anze amtliche Thätigkeit zu übertragen, erweckt Mißtrauen gegen ſie im 
Publtan und ſchädigt ihre Autorität, zumal wenn ſie nachher bei der Wahl 
mit ihren Beſtrebungen unterliegen. Ich bin wenig befriedigt, wenn der 
Landrath, anſtatt ſelbſt, wie im Soldiner Fall, die Redaction des Kreis⸗ 
blattes zu vertreten, irgend einen Drucker als verantwortlich für ſeine die 
Autorität der Geſetze untergrabenden Artikel anführt. Während die Land⸗ 
räthe ſelbſt Publiciſtik getrieben haben im Intereſſe der conſervativen Partei, 
unferbrüdten fie, theils als Curatoren der Kreisblätter, theils als Polizei: 
organe die Preßfreiheit der Liberalen. ; 
(Redner führt aus dem Wehlauer Kreis, dem Untertaunus⸗Kreis und 
dem Schwetzer Kreis Beiſpiele an, wie die Landräthe einerſeits den Kreis⸗ 
blättern — 1 haben, ſelbſt im Inſeratentheil liberale Wahlaufrufe oder 
Ankündigungen liberaler Wählerverſammlungen zu veröffentlichen, anderer: 
eits darauf ausgingen, liberale Flugblätter an der Verbreitung zu bindern, 
owie liberale Plakate abreißen zu laſſen.) In Schwetz war der national⸗ 
iberale Abgeordnete Lipke Candidat der vom Landrath jo betitelten „Um: 
ſturzpartei.“ (Heiterfeit.) Die Aufforderung des Miniſters, den e 
Correſpondenz“⸗-Artikel „Ueber die Abſichten und Wünſche der Regierung“ 
zu verbreiten, hat die Strebſamkeit der Landräthe wachgerufen, dieſe Ab: 
chten auch ſonſt mit allen Mitteln zu verwirklichen. Dabei ſind die National⸗ 
liberalen mindeſtens ſo ſchlecht behandelt worden wie die Fortſchrittspartei. 
a (Redner verlieſt die Publikationen von ne in Sean) 0 


regierung hinſtellten. Ey 
Redner kommt ſodann auf die von den Landräthen in Oſtpreußen unter⸗ 
zeichneten Wahlaufrufe zu ſprechen, die Art, wie in dieſen die Perſon des 
Kaiſers und Kronprinzen in den Wahlkampf gezogen, die Gegenpartei als 
Gegner des Kaiſers hingeſtellt wird, und die Wahl des Herrn Staudy, 
Saro, Schmalz als dem Willen des Kaifers entſprechend geſchilder wird.) 
reilich hat die „Prov. Corr.“ dieſen Ton, den wir ſchon aus den fünfziger 
ahren von Herrn Hahn kennen, angeſchlagen, indem ſie aufforderte, ſich 
um das kaiserliche Banner bei den Wahlen zu ſammeln. Heißt es nun 
nicht gerade das monarchiſche Princip gefährden, wenn man in dieſer Weiſe 
die Perſon des Kaiſers in den ahlkampf zieht, gewiſſermaßen einem Ple⸗ 
biscit unterwirft, zumal wenn ſchließlich dieſe angeblich allein dem kaiſer⸗ 
lichen Banner folgenden Abgeordneten im Reichstag nur eine Minorität 
darſtellen. (Redner ſchildert alsdann unter lebhaften Zurufen und Heiter⸗ 
leit, die Art, wie die Landräthe v. Maſſow und d. Marwitz in perſönlichem 
Verkehr mit Gemeindevorſtehern dieſes Thema noch weiter verfolgt haben, 
und wie mit Hilfe der Gendarmerie zuletzt in den unteren Volkskreiſen von 
Maſuren und Litthauen die Meinung verbreitet worden ift, als ob die 
Fortſchrittspartei die Attentate veranlaßt habe und bei der Wiederwahl 
diefelben erneuern wolle. Um in Kreiſen, in denen die Wahl eines Con⸗ 
1 zweifelhaft erſchien, Wahlaufruſe und Stimmzettel unter die 
aſſen zu bringen, bedienten die Landräthe ſich ihrer Bureaus als Wahl⸗ 
bureaus und erließen von dort aus Circulare. Ein ſolches vom Landraths⸗ 
Amt des Sensburger Kreiſes (Redner verlieſt dieſes Gircular) iſt noch ſehr 
verſchämt (Heiterkeit), denn man erkennt nur in der Adreſſe die Hand des 
Kreisausſchuſſes. Mit einem anderen Circular des Landraths im Nimptſcher 
Kreise, v. Goldfuß (Redner verlieſt auch dieſes) werden die Stimmzettel 
wie Volkszählungscirculare vertheilt, und der darauf verzeichnete Candidat, 
ie ſwerſtändlicherweiſ der geeignete, nicht einmal im Circular 


In ſammtlichen Wahltreiſen Oſtpreußens wurde die Gensdarmerie 
es zur euch — Stimmzetteln und Flugblättern benutzt. 
in Gendarm aus dem Ortelsburger Kreiſe ſoll nach einem, der dem Reichs⸗ 
tage vorliegenden Wahlproteſte geäußert haben, er wünſche, der Wahltag 
wäre erſt vorbei denn ſein Gaul halte es nicht mehr aus (Heiterkeit) Zum 
Schluß noch eine Skizze der Beeinträchtigungen des Vereins: und Wer: 
ammlungsrechts! Der Fall von Niederbarnim iſt Vale Der 
ürgermelies von Alt⸗Landsberg ließ vor der letzten Reichstagswahl durch 
emeindediener unter Ausklingeln die Wähler warnen, den jüdiſchen 

Dr. Mendel zu wählen. Sodann verweigerte er die Anmeldung einer Wahl: 
verſammlung in einem Gebäude von 600 Quadrat⸗Fuß zu beſcheinigen, 
„weil bei der va iſolirten Lage deſſelben unmittelbar an der ſtark frequen- 
tirten Chauſſes Gefahr für die Öffentliche Sicherheit und Ordnung borliege.“ 
(Heiterkeit, Wie es ſcheint, in Folge einer Beſchwerde des Herrn Rieſe 
vom Minifter telegraphiſch angemieſen, befahl der Landrath Scharnweber 
jedoch, die Beſcheinigung zu ertheilen. Als aber die Verſammlung ſtatt⸗ 
aden ollte, überbrachte der Amtsſecretär ein Schreiben des Amtsvorſtehers, 
in welchem er erklärt, neben dem Abgeordneten der Regierung nicht mehr 
als ſechs Perſonen zu der Verſammlung 5 en und eventuell letztere 
durch Waffengewalt aufzulöſen. 9 2 5 ) Zugleich wehrten neun Aufſichts⸗ 
beamte, darunter ein mit einer Flinte bewaffneter Gendarm, den die Zahl 
ſechs überſchreitenden Wählern den Zutritt. Der Landrath Scharnweber 
aber, der hier nicht nur die Wähler, ſondern auch den Miniſter zum Beſten 
ehalten zu haben ſcheint, hielt damals in Berlin eine nicht angemeldete 
Wäblerderſammlung ab, und wurde deshalb mit 15 Mk. Geldbuße beſtraft. 
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Neunundfünfzigſter Jahrgang. — Verlag von Eduard Trewendt. 


Die Gerichte zogen nun alle Diejenigen, welche die Behörden wegen Ueber⸗ 
ſchreitung ihrer Amtsgewalt angriffen, zur Verfolgung, und in dieſen Fällen 
iſt vielfach die Wahrheit der erhobenen Beſchuldigungen actenmäßig con⸗ 
ein und Freiſprechung erfolgt. Andererſelts aber wurde jedes durch ſolche 
Rechtsverletzungen provocirte beleidigende Wort beſtraft; ſo z. B. auch bei 
Herrn Rieſe, der den erwähnten Gendarm fragte, ob feine Flinte auch von 
hinten losginge. (beiterkeit.) 1 
Dagegen ſtellte der College Donalies eines Strafantrag gegen die 
„Preußiſch⸗Litthauiſche Zeitung“ welche ihn als Candidaten des Demago⸗ 
genihums bezeichnete, wurde aber von der Staatsanwaltſchaft abſchläglich 
beſchieden, da jener Ausdruck ihn ſelbſt noch nicht als den kenn⸗ 
eichne. Darum mögen die Herren Conſervativen ſich aus den Werken ihrer 
Autorität, des Herrn Gneiſt, überzeugen, daß nach unſern Einrichtungen 
von Staatsanwaltſchaft in gerichtlicher Verfolgung im Wahlkampfe die Ge⸗ 
ſetze nur für die der Regierung genehme Partei vorhanden ſind, nicht aber 
für die Gegner. Alle dieſe Dinge, welche ich Ihnen nach actenmäßigen 
Feſtſtellungen vorgetragen, zeigen eine ſolche Gleichartigkeit, daß der Herr 
Mulniſter erklären muß, wie er grundſätzlich zu ſolchen Fragen ſteht; ſie er⸗ 
innern an die Zeit des Miniſters v. Weſtphal, der 1852 in einem Reſeript 
die Landräthe aufforderte, die conſervative Fahne hoch zu halten und mit 
Wort und Beiſpiel auf Erreichung conſervativer Wahlen hinzuwirken. Ich 
glaube zwar nicht, daß jetzt ein ſolches Reſcript erlaſſen iſt, aber die Wir⸗ 
kung, das ganze Verhalten der Staatsregierung, die Leitartikel der „Prov.⸗ 
Correſpondenz“, mindeſtens auch Conferenzen mit höheren Beamten, und 
das N et on des Miniſters gegen ſolche Ausſchreitungen haben das 
wahrſcheinlich zu Wege gebracht. Die Fälle find ja meiſt notoriſch, müſſen 
alſo auch dem Miniſter des Innern bekannt ſein. Warum haben wir 
dieſe Sache jetzt zum Vortrag gebracht? Die Frage der Giltigkeit der 
Wahlen gehört vor den Reichstag. Soweit die Frage aber unſern Beamten⸗ 
ſtand und die Erhaltung des Anſehens betrifft, haben wir darüber beim 
Etat zu verhandeln. . 7 7 h 
ürde der Herr Miniſter feine grundſätzliche Auffaſſung dieſer Dinge 
klar darlegen, ſo würden wir im Reichstage genau wiſſen, wo nur Aus⸗ 
ſchreitungen einzelner Beamten vorliegen und den Angriffen gegen die Mi⸗ 
niſter ſelbſt wäre die Spitze abgebrochen. Man ſoll auch im 2 75 
Deutſchland aus dieſen Verhandlungen entnehmen, daß wir in Preußen 
derartige Vorkommniſſe nicht als ſelbſtverſtändlich anſehen. Wenn ſolche 
Dinge im Reichstag vorkommen, ſchämt man ih als Preuße namentlich 
vor den Baiern, daß ſo etwas bei uns vorkommen kann. (Sehr richtig!) 
Dieſe Dinge ſind nicht nur für die Wahlfreiheit, ſondern auch für das 
anze wichtige Inſtitut der Landräthe von edeutung. Daſſelbe wird voll⸗ 
1 5 untergraben durch dieſe ſchlimmen Dinge. Schon der Abgeordnete 
von Vincke hat bei Berathung des Disciplinargeſetzes von 1852 mit ſcharfen 
Worten gekennzeichnet, wie unſere Landräthe im Laufe der Zeit „miniſte⸗ 
rielle Creaturen“ geworden, und die Aera Weſtphal⸗Manteuffel hat dieſe 
Worte gerechtfertigt, indem die Landräthe als politiſche Agenten für das 
zeitige Miniſterium benutzt wurden. Ich glaubte, wie das ja auch in der 
erſten Zeit der Fall war, daß mit dem Erlaß der neuen Kreisordnung dieſe 
Aera vorbei ſei, weil damit der Landrath ein viel zu vornehmer Mann 
eworden iſt, als a er als Wahlagent benutzt werden dürfte. Mit dem 
harakter einer Selbſtverwaltung verträgt ſich eine ſolche Handlungsweiſe 
durchaus nicht, weil in derſelben der Landrath mit einflußreichen Männern 
anderer politiſchen Richtungen in demſelben Collegium zuſammen arbeiten 
muß. Das erfordert gegenſeitige Achtung der Parteien vor einander. Der 
Landrath kann doch nicht in Gemeinſchaft mit Leuten, die er als Feinde 
des Königs hinſtellt, Erkenntniſſe u. ſ. w. erlaſſen im Namen des Königs. 
Die Kreisordnung ſetzt auch voraus, daß die beſoldeten Beamten nicht zum 
Kampfe organiſirt werden gegen die politiſche Richtung der unabhängigen. 
Dies iſt aber namentlich in Oſtpreußen geſchehen, wo die fortſchrittlichen 
0 opferwillig zur Ausführung der Selbſtverwaltungsgeſetze mit⸗ 
gewirkt haben. 

„Das mußte notwendig zu ſolchen draſtiſchen Scenen wie in Inſterburg 
führen, wo der N Kreistag den Landrath interpellirt, wieſo es 
komme, daß er den Artikel der „Provinzial⸗Correſpondenz“ auf Koſten des 
Kreiſes im Kreisblatte habe drucken laſſen und der Landrath, im Bewußtſein 
alles deſſen, was er bei der Wahl verübt, über dieſe Verhandlung an die Regie⸗ 
rung berichtet, der Kreistag, an der Spitze der Landesdirector v. Saucken⸗Tar⸗ 
putſchen, habe ihn durchprügeln wollen. (Heiterkeit) Die Unwahrheit it in Ge: 
genwarteines Oberregierungsraths im nächſten Kreistag conſtatirt worden. Der 
Landrath iſt als Kreishauptmann nach Uelzen verſetzt worden, eine entgegen⸗ 
geſetzte Praxis zu der früheren, wo die im Weſten nach oben unhaltbar ge⸗ 
wordenen Beamten nach den öftlihen Provinzen verſetzt wurden. (Heiter: 
keit.) Denken Sie ferner, in welches Verhältniß man die fortſchrittlichen 
Amtisporſteher zur Gendarmerie gebracht hat, daß man deren amtlichen Ein⸗ 
fluß innerhalb der Amtsbezirke zu Wahlagitationen im entgegengeſetzten 
Sinne benutzt hat. Das allerbedenklichſte bei dieſen oſtpreußiſchen amtlichen 
Beeinfluſſungen iſt in einer Inſterburger Wahlbeſchwerde ausgeführt, wo 
geſagt wird, daß die Conſervativen unter Mitwirkung der unteren Beamten: 
organe in der Weiſe gegen die fortſchrittlichen Gutsbeſitzer agitirt haben, 
daß man unter der arbeitenden Bevölkerung verbreitete, die Gutsbeſitzer 
wollten den Arbeitern den Sonntag nehmen, die Leibeigenſchaft wieder ein⸗ 
führen, und daß Jeder beſtraft werden ſolle, der nicht zur Wahl eines con⸗ 
ſervatiben Candidaten beitrage, und daß ein conſervativer Abgeordneter be⸗ 
wirken werde, daß den verfluchten Demokraten, die alles Geld haben, dieſes 
fortgenommen und vertheilt werden würde. (Hört!) Dieſe ſocialdemokratiſche 
Manier der Verhetzung der Arbeiter gegen die „Herren“ ſeitens amtlicher 
Organe hat in der dortigen vielfach ungebildeten Bevölkerung meiſt Glauben 
gefunden. Wie im Jahre 1865 in Bezug auf das Liebäugeln mit ſocialiſti⸗ 
ſchen Agitationen in großen Städten, machen wir auch heute die Regierung 
auf die große ſociale Gefahr aufmerkſam, welche in Gegenden, wo großer 
Beſitz und beſitzloſe Arbeiter unvermittelt gegenüberſtehen, durch ſolche Ver⸗ 
hetzung entſtehen können. n i 

Die Begriffe unſerer Beamten find durch die Vorgänge bei den letzten 
Wahlen verwirrt und es erſcheint deshalb nothwendig, daß der Miniſter 
hier öffentlich die Grundſätze proclamirt und dieſelben auch zur directen 
Kenntniß ſeiner Beamten bringt, wie weit nach ſeiner Anſchauung die Be⸗ 
theiligung der Beamten bei Wahlagitationen und Aufſtellung von Candi⸗ 
daturen zuläſſig iſt oder nicht, wie die Haltung der Kreisblätter und ihrer 
Redactionen ſein ſoll, was den Erlaß von Wahlaufrufen, die Mitwirkung 
der Landräthe bei Verſammlungen, die Vertheilung der Stimmzettel, die 
Benutzung der Gendarmerie u. dergl. betrifft. Geſchieht das nicht, ſo wer⸗ 
den nach den nächſten Landtagswahlen ſich die heutigen Klagen in ver⸗ 
ſtärktem Maße erheben. Man wird dann vielleicht einige Landräthe mehr 
in das Haus bekommen, aber durch eine ſolche Organiſation der Partei⸗ 
agitation, durch alle Verwaltungsinſtanzen ſchädigt man die Autorität 
jeder preußiſchen Regierung und untergräbt das Gemeinweſen in ſeinen 
Wurzeln. (Lebhafter Beifall links.) 

Miniſter Graf zu Eulenburg: Da die Prüfung der in Bezug auf 
die Reichstagswahlen angeführten Thatſachen zu den Aufgaben des Reichs⸗ 
tages gehört und ich nicht ſpeciell informirt ſein kann, werde ich auf die 
Einzelheiten nicht antworten. Ich muß aber noch einen Schritt weiter 
gehen; ich muß, ohne dem Vorredner damit perſönlich zu nahe zu treten, 
die Richtigkeit ſeiner Behauptungen bis zur näheren Erörterung vollſtändig 
dabingeſtellt ſein laſſen, zweitens aber das Urtheil darüber, inwieweit dieſe 
Thatſachen ſich unter ſeine Geſichtspunkte bringen laſſen, umſomehr dahin⸗ 
geſtellt ſein laſſen, als die Art und das Colorit des Vortrages ihnen leicht 
ein anderes Ausſehen geben kann, als ſie in Wirklichkeit haben. (Sehr 
richtig! rechts.) Sodann wünſcht er eine e eee die Anſchauungen, 
welche die Staatsregierung von der Thätigkeit der Beamten bei den Wahlen 
hat. Ich bin vollkommen zweiner ſolchen hereit. Schon geitern erklärte ich in 
Uebereinſtimmung mit meinem Amtsvorgänger, daß ich es nicht für zuläſſig 
halte, amtliche Mittel und amtliche Autorität zum Einfluß bei den Wahlen 
zu gebrauchen. Ich verlange ferner von den Beamten, die ſich bei den 
Vorbereitungen für die Wahlen in politiſcher Beziehung betheiligen, daß ſie 
dabei niemals die Würde außer Augen ſetzen, welche ihr Amt von ihnen 
verlangt. (Beifall.) Dieſe beiden Vorausetzungen aufrecht erhalten, die 


Expedition: Herrenſtraße Nr. 20. Außerdem übernehmen alle Poſt⸗ 
Anſtalten Beſtellungen auf die Zeitung, welche Sonntag einmal, Montag 
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zweimal, an den übrigen Tagen dreimal erſcheint. 


Sonnabend, den 14. December 1878. 
2 
ich für nothwendig halte uud denen ich Geltung zu verſchaffen wiſſen werde, 
bat aber Niemand die Berechtigung, den Beamten die Thätigkeit bei den 
Wahlen zu unterſagen oder zu verleiden, und die Regierung wird durchaus 
damit einverſtanden ſein, wenn ſie in dieſer Begrenzung auf die Thätigkeit 
und Mitwirkung der Beamten in loyaler Weiſe rechnen kann, die ſie auch 
in weitem Umfange anerkennt, während der Reichstagswahlen gefunden hat. 
(Hört!) Ueber den Fall des Landraths v. Maſſow liegt mir ein detaillirter 
Bericht nicht vor; aber es iſt ein Irrthum, daß er geſchrieben haben ſoll, 
er babe Thätlichkeiten zu gewärtigen; er hat 1 es ſei nicht an⸗ 
zunehmen, daß er Thätlichkeiten zu gewärtigen habe. Seine Verſetzung nach 
Uelzen iſt unabhängig von dieſem Vorfall erfolgt; ſie iſt erfolgt auf ſeinen 
ſchon lange vor den Wahlen geäußerten Wunſch. Wenn die heute ge⸗ 
machten Aeußerungen dem Landrath von Maſſow in ſeiner neuen Stellung 
eine ungünſtige Lage bereiten ſollen, ſo bedaure ich dies aufrichtig; ich bitte 
aber die dort betheiligten Herren, ihm ohne Vorurtheil entgegen zu kommen 
Beifall 1% daß er dort eine erſprießliche Wirkſamkeit entfalten wird. 0 
Beifall rechts. 45 
Abg. Lucius: Meine politiſchen Freunde (die Freiconſerpativen) und 
ich verurtheilen auch heute noch wie im Jahre 1873 den Mißbrauch der 
amtlichen Autorität zu Wahlzwecken. Die Abgg Rickert und Richter haben 
dieſen Vorwurf gerade den Landräthen gemacht. Aber die Landräthe, 
namentlich in den öſtlichen Provinzen, find zugleich auch Wähler, Groß⸗ 
1 4 und die Vertrauensmänner ihrer Kreiſe, haben ſomit die Pflicht, 
ei Wahlen nicht indifferent zu ſein, zumal es ſich bei den letzten Reichs⸗ 
tagswahlen um die Unterſtützung der Regierung gegen die Socialdemokratie 
handelte. Die Artikel der „Prodinzial⸗Correſpondenz“, auf welche man u 
berufen hat, waren im Ganzen und namentih Anfangs maßvoll, 9 5 
ſpäter wurden ſie heftiger provocirt durch die Polemik der fortſchrittlichen 
Preſſe und Wahlaufrufe. Der von dem Abg. Richter erwähnte Wahlauf⸗ 
ruf ſtützt ih auf eine Reihe von Artikeln deſſelben Abgeordneten, die abe 
ſchrieben ſind: „Die neuen Wahlen bezwecken neue Steuern“, aus denen 
das Flugblatt: „Zweihundert Millionen Mark neue Steuern“ nur ein Aus: 
zug iſt. Der Abg. Richter hat nicht das Recht, den Steuerreformplan der 
Regierung, für den meine Partei ſchon ſeit Jahren eingetreten iſt, in dieſer 
Weiſe zu charakteriſiren. Ein anderer Wahlaufruf trägt das Motto: 
„Wähle, wie du, wenn du ſteuerſt, wünſchen wirſt gewählt zu haben!“ In 
einem anderen heißt es: „Der Junker hat ſich mit dem Pfaffen an 


— — 


um den Bauern zu bedrücken!“ Ein Wablaufruf ſchließt mit den Worten: 
„Es gilt den Kampf gegen die Socialdemok atie und gegen die Reacti n! 
Es lebe der Kaiſer!“ (Ruf: Iſt das nicht ſehr ſchön und vernünftig?) Ja, 
aber hinterdrein kommt dann die Unterſcheidung zwiſchen guten und ſchlechten 
Revolutionären, zwiſchen Straßenkampf und Königsmord, die wir ne ich 
zu hören bekamen. Solchen Wahlaufrufen gegenüber iſt manchma die 
Sprache der „Provinzial⸗Correſpondenz“ etwas ſtark, aber nicht ganz un⸗ 
richtig. Im Ganzen compenſiren ſich die Wahlaufrufe der Parteien und 
man ſoll nicht mit Steinen werfen, wenn man ſelbſt im Glashauſe wohnt. 
Ja u n Ganzen unterſtützt das Land die Regierung und ihre innere > 

olitik, es iſt müde der vielen neuen Geſetze und Reformen (Ruf: und di 
Steuerreform?) es ſehnt ſich nach Stabilität. Dieſe Bewegung iſt keine 
reactionäre, ſondern eine wahrhaft conſervative und die nächſten Wahlen 
geflimmung rechts.) 


Agenten des jeweiligen Miniſteriums ſind und mit ihm ſtehen und fallen, 
daher ihnen Niemand verdenkt, wenn ſie bei den Wahlen als Agenten des 


1 dringen, daß man fie allmäli 
a 
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Im Verlaufe feiner Rede bezog ſich der Abg. Miquel auf den im August 
1875 J Propinzial⸗Gorreſ „gebrachten, von den Amtsblättern 
73 von der „Provinzia denn don De 777 7 1 zum Theil ve 


bringen können, deſto dringender darf und 


Abg. Bähr (Kaſſel): Bei der letzten Reichstagswahl in Hofgeismar hat 
ſich 8 neu N Landrath, ein Altpreuße, nachdem er aus Beam 
ein Wahlcomite gebildet, a als Gegencandidaten Oetkers aufgeſtellt, und 
die Regierung ihn dadurch begünſtigt, daß ſie ihm das Amt eines Wahle 
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ceommiſſars, welches er beſaß, abnahm. Solche Vorgange ſind nur ein Hin⸗ 
derniß für die Verſchmelzung Heſſens mit Altpreußen. 

ö Der Miniſter des Innern erwidert, daß die Regierung das Verfahren 
des dar mißbilligt, und ihm durch Abnahme des Wahlcommiſſariats 
die denkbar ſchärfſte Reprimande ertheilt habe. 5 Se 
5 En Discuſſion über Tit. 1 der Ausgaben wird geſchloſſen. Perſönlich 

emerkt: 

Abg. Virchow: Der Abg. Lucius hat ſich vorher erlaubt, auf eine 
Aeußerung von mir in der Debatte vom Montag zurückzugehen, die ſchon 
einen n v. Rauchhaupt und Graf Bethuſy Hue neulich 

eranlaſſung gegeben hatte, mich in einer etwas auffälligen Weiſe mißzu⸗ 
verſtehen und die ſeitdem das Signal nicht bloß für die freiconſervative 
Preſſe, ſondern auch für Organe, die ich am allerwenigſten dieſer Operation 
für fähig gehalten hätte (Abg. Rickert: Leider!), mich fortwährend 
mißzuperſtehen. Der Abg. Lucius war doch in der Lage, ih an den ſteno⸗ 
graphiſchen Bericht zu halten, während ſich ſeine beiden Fractionsgenoſſen 
nur auf ihr Gedächtniß verlaſſen mußten, und in der Hitze des Gefechts, 
kann ſich manches vielleicht ein wenig anders in die Erinnerung einfügen, 
als es in Wirklichkeit iſt. Dem Abg. Lucius mache ich den ſchweren Vor⸗ 
wurf, daß er trotz des ſtenographiſchen Berichts ſich erlaubt hat, eine Aeuße⸗ 
rung, die bis dahin wenigſtens noch in der äußeren Form regelmäßig in 
der Preſſe enthalten war, iu einer ganz neuen Form curſiv x machen. 

Der Abg. Lucius macht aus dem von mir gebrauchten Ausdruck „gute 
Revolutionäre“ „anſtändige.“ Der betreffende Paſſus lautet nach dem 
ſtenographiſchen Bericht: „Es giebt in vielen Großſtädten Europas viele, 
ich kann wohl ſagen, gute Revolutionäre, gewiſſe Radicale, die immer |be: 
reit ſind, dabei zu ſein, wenn es ein Bischen weiter geht, die ihrLeben ein⸗ 
ſetzen für die Sache, und denen es daher nicht darauf ankommt, bei Gele⸗ 
genheit eines Kampfes einen Anderen zu tödten, aber dieſe Perſonen ſind 
weit davon entfernt, einen einzelnen Mord zu begehen, geſchweige denn 
einen Königsmord.“ Deshalb, habe ich geſagt, iſt es nicht gerechtfertigt, 
die Revolutionäre und Königsmörder einfach zuſammenzuſtellen. Ich halte 
jeden dieſer Sätze in ſeiner Vollſtändigkeit aufrecht (hört! rechts) und ich 

eſtreite den Herren Conſervativen vor allen Dingen das Recht, das Wort 
„gut“ im Sinne von „moraliſch gut“ zu nehmen. (Aha! rechts.) Das iſt 
eine Ueberraſchung für Sie; es macht in der That Ihrer Erfindung alle 
Ehre, wenn es Ihnen gelingen ſollte, dieſe Interpretation plauſibel zu 
machen. Wir dürfen von Ihnen als politiſche Partei, die länger auf dem 
politiſchen Kampfplatz ſteht, als Sie, erwarten, daß Sie wiſſen ſollten, wir 
ſeien keine Partei der Revolution, daß wir zu keiner Zeit die Revolution 
. gepredigt, fondern von Anfang an den geſetzlichen Kampf organiſirt haben. 

Dieſen Standpunkt haben wir unweigerlich in den ſchwierigſten Fällen be⸗ 
halten. Und nun kommen Sie in dem Augenblicke, wo die Frage des 
Königsmordes ventilirt wird und wollen deduciren, daß ich in dieſem Augen⸗ 
blick als Lobredner der Revolution auftrete. Ich hätte ja ſtatt „gute Revo⸗ 
lutionäre“ ſagen können „richtige Revolutionäre.“ Wenn Sie nun an eine 
ſolche Kleinigkeit, daß Ihnen das Wort „gut“ nicht gefällt, benutzen, um 
daran einzuhaken und zu ſagen, es giebt alſo auch böſe Revolutionäre, 
und die Fortſchrittspartei iſt daran, gute Revolution zu verbreiten, ſo iſt 
das kein Verfahren, das zwiſchen politiſchen Parteien in einem nach außen 
5 ſo ſchwerwiegenden Momente Platz greifen ſollte, wie es der gegenwärtige 
it. Ich weiſe dieſe Art der Verhandlung zurück. Laſſen Sie uns darin 
nicht fortfahren, zumal wenn die Gelegenheit da iſt, ſich auf Grund der 
Documente ſelbſt zu unterrichten. Di FIX 

Abg. Lucius bemerkt gegen Richter: Ich habe fein Flugblatt richtig 
citirt und begnüge mich mit der Nectification, die der Präſident bereits hat 
eintreten laſſen: übrigens kann der Abg. Richter mich gar nicht beleidigen. 
Und gegen Virchow: ich habe ſeine Worte nicht falſch, überhaupt gar nicht 
Ceitirt, ſondern nur conſtatirt, was der ſtenographiſche Bericht beſtätigt, daß 
er einen Unterſchied gemacht — wie ich mich ausgedrückt habe zwiſchen „an: 

ſtändigen“ anſtatt „auten“ und zwiſchen böſen Revolutionären. Der Be: 
richt liegt hier vor, Sie können mich doch nicht eines falſchen Citats zeihen. 

Err machte dieſen Unterſchied, das habe ich conſtatirt und kann nur meiner: 
ſeits erklären: ich kenne keinen Unterſchied zwiſchen anſtändigen Repolutio⸗ 

ker Ants) und Königsmördern; beide ſind für mich Hochverräther. (Unruhe 
llUinks. 

5 Abg. Richter: Dem Landrath v. Maſſow ſeine Stellung in Uelzen zu 

erſchweren, wie der Herr Miniſter des Innern mir vorwirft, iſt mir nicht 
eingefallen. Ich hatte überhaupt, indem ich annahm, die Verſetzung ſei 
zur Sühne jener Vorfälle geſchehen, den Fall zu günſtig beurtheilt. Mir 
kommt es nicht auf die einzelne Perſon, ſondern auf die Kritik derartiger 
Verſetzungen an. Die Rede des Herrn Lucius könnte die Annahme er⸗ 
wecken, als ob ich mein Flugblatt „Neue Steuern“ als Landrath oder ſonſt 
in amtlicher Eigen chaft verbreitet hätte. Das waren Parteikundgebungen 
und keiner Partei beſtreite ich das Recht, denſelben entgegenzutreten. Nur 
dagegen habe ich Verwahrung eingelegt, daß die Regierung in den Partei⸗ 
kampf binabiteigt und ihr amtliches Anſehen verwerthet. Uebrigens iſt 
jenes Flugblatt erſt durch den Artikel der „Provinzial⸗Correſpondenz“ 

Ueber die Abſichten ꝛc.“ veranlaßt worden. Allerdings ſteht in meinem 

Flugblatt, daß die Verminderung der Matricularbeiträge zunächſt und 
Unmittelbar nicht den Steuerzahlern, ſondern dem Finanzminiſter zu 
Gute kommt, uud es erſt weiterer Garantien bedürfe, um die Verminderung 
für die Steuerzahler zu verwerthen. Hierin wurzelt ja gerade der ganze 
Streit der Parteien im Reichstage und Landtage. Abg. Lucius hat dieſe 
Ausführung Sophismus genannt. Wenn er das noch nicht begriffen, be⸗ 
dauere ich fein geringes Maß pon Urtheilskraft. (Der Präſident bittet, 
dieſen Ton nicht innezuhalten.) Zur Entſchuldigung bemerke ich, daß Herr 
Lucius in ähnlicher Weiſe von meiner Urtheilsfähigkeit geſprochen. Der 
Schlußſatz „Wähle wie Du, wenn Du ſteuerſt ꝛc.“, rührt nicht von mir her, 
ich halte ihn aber für ſehr richtig. 1 
Abg. v. Nauhhaupt: Die vom Abg. Virchow aufgeſtellte Unterſchei⸗ 
dung zwiſchen guten Revolutionären und Königsmördern hat dazu führen 
müſſen, an feine Partei die Frage zu richten, ob das ihre Moral ſei. Daß 
ein Bedürfniß dafür vorlag, auf dieſe Frage zu antworten, beweiſt die 
heutige Erklärung des Abg. Virchow. J 
f Abg. Virchow: Ich habe damals in der That keine Veranlaſſung ge⸗ 
Voten, eine Frage nach der Moral aufzuwerfen. Das iſt eben das, was 
ich dem Abg. v. Rauchhaupt hauptſächlich vorgeworfen habe. Er iſt damals 
ſeio weit gegangen, die Frage aufzuwerfen: Hält Virchow einen Revolutionär 
5 r gut und nur einen Königsmörder für ſchlecht? Iſt das politiſche Fort⸗ 
ſchrittsmoral? Er war alſo nicht damit zufrieden, das Wort „gut“ in einem 
moraliſchen Sinne mißzudeuten, den man nur mit Gewalt hineinbringen 
konnte, ſondern dieſer Makel, der eigentlich nur meine Perſon treffen konnte, 
mllßte auch noch meiner ganzen Partei Jg dae werden. Gegen ſolche 
gewaltſame Interpretation proteſtire ich. Ich habe mich deshalb dagegen 
Verwahrt, als ob ich überhaupt die Revolution hätte preiſen wollen, oder 
als ob irgend Jemand aus meinem Verhalten, meinen Worten, meiner 
Partei hätte deduciren können, daß wir uns jetzt aufwerfen wollten zu Lob⸗ 
kednern der Revolution. Ich weiß nicht, wie Herr v. Rauchhaupt noch ein: 
mal auf dieſe Sache zurückkommen konnte, nachdem ich die nöthige Erklä⸗ 
rung gegeben habe, und, wie ich glaube, ihm auch damit den Boden unter 
den Füßen entzogen habe, um fernere Verſuche zu machen, in dieſer Sache 
weiter zu gehen. . 8 
Der Tit. 1 der Ausgaben, die Beſoldung des Miniſters, wird genehmigt. 
Beim Titel 3: 152,400 Mark für das Centralbureau, in dem ſich auch 

die Koſten für 17 Regiſtratoren und Journaliſten finden, äußert ſich Abg. 
Majunke über Moritz Buſch, den modernen Odyſſeus, der noch jetzt auf 
ſeinen literariſchen Irrfahrten von der Regierung Reiſegelder beziehe, über 
die Frictionsartikel in den „Grenzboten“ und die offieiöſe Preſſe, bis er 
durch Rufe zur Sache! und den Präſidenten auf das Mißverſtändniß auf⸗ 
merkſam gemacht wird, daß die Journaliſten, von denen Titel 3 fpricht, 
keine Schriftſteller, ſondern beſcheidene Bureaubeamten fein. Der Abg. 
Majunke bemerkt darauf, daß das Centralbureau doch die Stätte ſei, in der 
Zahlreiche oſſiciöſe Preßproducte ihren Urſprung hätten, bricht aber feinen 


Vortrag ab. n 

5 Bei Cap. 90: Statiſtiſcheß Bureau kommt von Schorlemer-Alſt 

auf die Anbau⸗ und Ernteſtatiſtik zurück. Der richtige Moment für ihre 

Aufnahme, die Grund: und an nefteuer-Beranlagung von 1867, ſei nicht 
benutzt worden, weil ſie die n um 3 bis 6 Monate verzögert 

hätte; jetzt habe fie in 14 Tagen hergeſtellt werden müſſen. Da die Land⸗ 
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füiſtik von den Landräthen, Bürgermeiſtern u. |. w. in Zimmern gemacht 
werden und dabei ſei oft der Stimmhammer angewendet worden, um die 
Zahlen ſtimmig zu machen. Da alſo die Grundlagen unrichtig ſeien, ſo 
minjen auch die Reſultate irrige fein und er müffe gegen jede daraus ge: 
zogene Folgerung proteſtiren. Uebrigens habe er ſich entſchieden gegen Ge⸗ 
treidezölle erklärt, abgeſehen von einer Recognitionsgebühr und einer Com: 
penſation in geſetzlicher Regulirung der ale fe e 
Abg. Schmidt (Stettin): Die Ernteſtatiſtik ſei deshalb zu falſchen 
Reſultaten gekommen, weil 3 75 Angaben bei ſtatiſtiſchen Aufnahmen nach 
einem Obertribunals⸗Erkenntniß straffrei ſeien, obgleich doch auf ſtatiſtiſchen 
Aufnahmen viele wichtige Dinge, h „die Berechnung der Matricularbei⸗ 
äge beruhe. Uebrigens wünſcht Redner eine Gleichſtellung der Gehälter 


„ 


wirthe in der Aufnahmezeit mit Arbeiten überhäuft waren, mußte die Stg⸗ f 
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der Beamten des preußiſchen ſtatiſtiſchen Bureaus mit den Gehältern des 
entſprechenden Reichsinſtitutes. 15 

Abg. v. Meyer⸗Arnswalde hält die Aufſtellung einer Statiſtik der 

Brände für wichtiger, als alle anderen ſtatiſtiſchen Arbeiten, mit denen die 
Landräthe u. ſ. w. gequält würden. 
Geh. Reg.⸗Rath Herrfurth: Der Wunſch nach einer Gleichſtellung der 
ſtatiſtiſchen Beamten Preußens und des Reiches iſt berechtigt, aber die 
Finanzlage ſteht dem entgegen. Zur Aufſtellung einer Brandſtatiſtik iſt die 
Regierung gern bereit; aber es iſt merkwürdig, daß dieſe Anregung von 
einer Stelle ausgeht, von der man ſonſt nur Klagen über die Laſt der 
ſtatiſtiſchen Arbeiten für die Landräthe hoͤrte. Die Anbau⸗ und Ernte⸗ 
ſtatiſtik iſt nicht vom ſtatiſtiſchen Bureau oder vom Miniſterium ausgegangen, 
ſondern vom Reiche, aber die Staatsregierung iſt bemüht geweſen, die Be⸗ 
laſtung der Behörden auf ein Minimum zu reduciren. Die Ermittelungen 
können nicht ganz zuverläſſige ſein, weil ſie auf Schätzung nicht auf Zäh⸗ 
lung beruhen. Uebrigens zeichnen ſich die Arbeiten unſeres ſtatiſtiſchen 
Bureaus durch Gründlichkeit, Zuverläſſigkeit und Ueberſichtlichkeit aus, ſo 
daß daſſelbe vielleicht die erſte Stelle in der Welt einnimmt. Der Stimm⸗ 
hammer iſt bei ſtatiſtiſchen Aufnahmen das am Wenigſten anzuwendende 
Inſtrument; das ſtatiſtiſche Gewiſſen wird lieber unerklärbare Zahlen fteben 
lafen, als durch fingirte, aber ſtimmige Zahlen das Dunkel nicht auf: 
zuklären. 

Abg. Sombart kann die Beſchwerden über die Langſamkeit in der Auf: 
ſtellung der Anbauſtatiſtik und gegen ihre Richtigkeit nicht anerkennen. Es 
liege in Betreff der Ernteſtatiſtik der Irrthum vor, daß nicht die Behörden, 
ſondern die landwirthſchaftlichen Vereine mit deren Aufſtellung nach Schätzung 
beauftragt ſeien. Die letztere Statiſtik ſei um jo nothwendiger, als Preußen, 
welches früher Getreide exportirt habe, jetzt 5 Millionen Menſchen mit frem⸗ 
dem Getreide ernähren müſſe. Im Intereſſe derſelben liege auch eine, bereits 
angebahnte 11 eine kleine Recognitionsabgabe (Bewegung links), 
aber nur von 1 Pf. für 100 Kilo. Redner wünſcht ferner, daß das Werk 
Meitzen's über die Bodenſtatiſtik Preußens auch auf die neuen Provinzen 
ausgedehnt werden möge; ferner befürwortet er die Ausdehnung der graphi⸗ 
ſchen Darſtellung in der Statiſtik, damit die letztere auch in die Schule Ein⸗ 
gang finden könne. Schließlich bemerkt Redner, daß in der preußiſchen 
Statiſtik in Betreff der Wälder noch eine große Lücke beſtehe. 

Abg. Miquel befürwortet ebenfalls die Fortſetzung des Meitzen'ſchen 
Werkes in Bezug auf die neuen Provinzen, wozu das Material in der 
Durchführung der Grundſteuer⸗Veranlagung vorbanden ſei. 

Miniſter Graf zu Eulenburg: Diele der hier zur Sprache gebrachten 
Gegenſtände gehören nicht zu meinem Reſſort; ich bin aber gern bereit, in 
Betreff der Fortführung des Meitzen ſchen Werkes mit dem Finanzminiſte⸗ 
rium in Verbindung zu treten. Die Vortheile der graphiſchen Darſtellungen 
in der Statiſtik verkenne ich nicht; aber ſie ſind doch nicht geeignet, in die 
Schule eingeführt zu werden. 

Bei Cap. 91: Meteorologiſches Inſtitut entwickelt Arndt (bei 
der Berliner Station dieſes Inſtitutes beſchäftigt) den Plan, den man bei 
der Reorganiſation deſſelben befolgen müßte; von der Centralſtelle aus 
müßten Mittelſtationen, beſonders in Verbindung mit den Univerſitäten er⸗ 
richtet werden; dann an anderen Punkten Unterſtationen, mit guten regi⸗ 
ſtrirenden Apparaten verſehen, Dazu würde vielleicht das Acht⸗ oder Neun⸗ 
fache der jetzigen Koſten erforderlich ſein, und an dieſem Punkte ſei auch 
der Reorganiſationsplan geſcheitert. 

Abg. Thilenius iſt erfreut, daß der von ihm ausgeſprochens Tadel 
gegen den jetzigen Beſtand des Inſtituts ſich als begründet erwieſen habe; 
er hoffe, die Reorganiſation werde nicht mehr lange auf ſich warten laſſen. 

Bei Capitel 92 — Verwaltungsgerichte — fragt Hänel nach dem 
Stande und dem Fortgang der Verwaltungsreorganiſation. Als Bann: 
riſcher Miniſter des Innern habe Friedenthal erklärt, daß das Reorganiſa⸗ 
tionswerk nach wie vor geplant werde, dagegen habe er eine volle Städte⸗ 
und Lsndgemeindeordnung nicht als integrirenden Theil des Planes aner⸗ 
kannt. Als dieſe Erklärung eine ſtarke Oppoſition wachgerufen, habe der 
Miniſter Friedenthal ſeine Worte dahin erläutert, daß dieselben nur Bezug 
gehabt hätten auf die Frage des Vorranges und das Fortſchreiten der Re⸗ 
organiſation von Stufe zu Stufe. Zur Zeit könue kaum eine Vorlage ge 
macht werden, die nicht die Frage aufdränge, wie es eigentlich mit dem 
Fortgang der Reorganiſation ſtehe. Es ſei außerordentlich wichtig zu wiſſen, 
welcher Plan verfolgt werde, welche Stufen befolgt, welcher falten de gemacht 
werden ſolle. Der Plan müſſe vor allen Dingen die Reorganiſation der höheren 
Behörden ins Auge faſſen. Damit hänge die Frage zuſammen, welche Vor⸗ 
arbeiten zur Ausdehnung der Verwaltungsgeſetze auf die weſtlichen Provin⸗ 
zen gemacht worden ſeien. Endlich ſei eine beſtimmte Antwort darüber 
wüuſchenswerth, ob der Miniſter des Innern in Uebereinſtimmung mit 
ſeinem proviſoriſchen Vorgänger daran feſthalte, daß die volle Städte⸗ und 
e einen weſentlichen Beſtandtheiſ in jener Organiſation 

arſtelle. 

Miniſter Graf zu Eulenburg: Wenn man beabſichtigte eine Frage 
von ſolcher Wichtigkeit und ſolchem Umfange an den anweſenden Miniſter 
zu richten, ſo hätte man erwarten können, daß ihm vorher eine Andeutung 
davon gemacht werden würde. Denn wenn das auch Gegenſtände ſind, 
mit denen man ſich immer befaßt, ſo iſt es doch nicht möglich, eine ſolche 
Antwort in jedem Augenblicke zu geben. Aber wenn dieſe Antwort 
ſelbſt möglich wäre, ſo iſt es noch zweifelhaft, ob ſie auch zweck⸗ 
mäßig ſein würde. Die Erörterung eines noch nicht feſt abgeſchloſſenen 
Planes würde denſelben eher ſchädigen, als fördern. Ein plötzlicher Still⸗ 
ſtand ber Verwaltungsreorganiſation hat nicht ſtattgefunden, obwohl that⸗ 
ſächliche Fortſchritte ſeit längerer Zeit nicht gemacht worden ſind. Das iſt 
aber verurſacht worden durch die Schwierigkeiten, welche bei der Vorlegung 
der Städteordnung entſtanden ſind, durch das Proviſorium im Miniſterium 
des Innern, durch den Wechſel in der Leitung dieſes Miniſteriums und 
durch die bedeutenden Arbeiten, welche mir in der letzten Zeit obge⸗ 
legen haben. Ich kann alſo im gegenwärtigen Augenblick einen pollen Plan 
mit allen Stufen und Stadien Ihnen nicht entwickeln; das ſchließt aber 
nicht aus, auf einige von den Punkten, die der Vorredner berührt hat, 
einzugehen. Wenn die Verwaltungsgeſetze auf die weſtlichen Provinzen 
übertragen werden ſollen, ſo iſt dies unmöglich, ohne eine vorherige Re⸗ 
organiſation der höheren Verwaltungsbehörden eintreten zu laſſen. Hin⸗ 
ſichtlich der Städte- und Landgemeindeordnung ſtehe ich auf dem Stand⸗ 
punkte meines proviſoriſchen Vorgängers, der nach meiner Auffaſſung er⸗ 
klärt hat, daß dieſe Geſetze nicht in den gegenwärtig vorliegenden geſetz⸗ 
geberiſchen Abſchnitt gehören. Dieſe Geſetze ſind nicht Vorausſetzung eines 
jeden weiteren Fortſchrittes. Die einleitenden Arbeiten ſind fortgeſetzt und 
einige vor Kurzem vollendet worden; im Uebrigen werden dieſe Arbeiten 
mit allen Kräften fortgeſetzt werden. Wenn es mir gelungen ſein wird, 
einen feſten Plan für die weitere Ausführung feſtzuſtellen, ſo werde ich 
denſelben vor Ihnen entwickeln und Ihnen mit einigen Geſetzesvorlagen 
entgegentreten. 

Abg. Miquel erkennt an, daß es der Regierung im Augenblicke noch 
nicht möglich ſei, über den materiellen Inhalt der weiteren Verwaltungs⸗ 
Reformvorlagen oder auch nur über den weiteren Gang der Reform be⸗ 
ſtimmte Aufſchlüſſe zu geben, wohl aber könne man verlangen, daß ſie mit 
voller Entſchiedenheit, mit Ernſt und Freudigkeit hinter dem großen Werk 
der Reorganiſation ſtehe, an dem die liberale Partei bisher mit Auf⸗ 
opferung ſehr erheblicher Wünſche mitgearbeitet habe. Leider laſſe die Hal⸗ 
tung der Regierung dieſe Freudigkeit bermiſſen und dune dadurch den 
Widerſtand, der ſich ſchon an ſich naturgrmäß der Durchführung der Re⸗ 
formmaßregel entgegenſtelle, Habe die Regierung ernſte Bedenken gegen die 
bisherigen Grundlagen der neuen Geſetze, fo möge fie damit offen hervor⸗ 
treten und entſprechende Anträge ſtellen. Glaube ſie andererſeits erſt größere 
Erfahrungen ſammeln zu müſſen, bevor ſie den Bau weiter führe, ſo möge 
fie die beſtehende Verwaltungsreform auf die weſtlichen Provinzen aus⸗ 
dehnen und ihre praktiſche Wirkſamkeit dort erproben. Geſchehe keines von 
beiden, ſo bleibe nur die Annahme übrig, daß ſie nach dem großen Anlauf, 
den ſie genommen, durch den gefundenen Widerſtand muthlos geworden ſei 
und nun vor der Vollendung des Werkes ſtehen bleibe. Vor einem ſolchen 
Verhalten müſſe er das Miniſterium auf das Ernſtlichſte warnen, denn 
nichts ſei für den Staat und deſſen Verwaltung gefährlicher als eine der⸗ 
artige, als Bruchſtück fortdauernde Geſetzgebung. (Beifall.) 

Abg. Hänel bedauert die dilatoriſche Behandlung, die ſeine Anfrage 
ſeitens des Miniſters erfahren habe. Auch der ganze Ton, mit der der⸗ 
elbe die weitere Förderung des Reorganiſutionswerkes in Ausſicht geſtellt 
habe, ſei ſehr wenig verheißungsvoll geweſen. Nach dem materiellen Aufriß 
habe er nicht gefragt, ſondern allein nach dem formellen Plan des Vor⸗ 
eue Daß der Miniſter auf die Anfrage nicht vorbereitet geweſen ſei und 
hieraus einen Grund zur Nichtbeantwortung herleiten könne, ſei in der That 
überraſchendi denn es ſei doch zu erwarten, daß ſo großen und wichtigen 
Fragen gegenüber ein neuer Miniſter Stellung genommen habe, und die 
erſte Gelegenheit benutzen würde, um dieſe Stellung vor dem Haufe klar 


zu legen. 

Abg. v. Rauchhaupt conſtatirt, daß der gegenwärtige Miniſter auf 
auf dem Gebiet der Verwaltungsreform durchaus nicht müßig geweſen ſei, 
vielmehr alle Behörden aufgefordert habe, über die Bedenken, die ſich aus 
der bisherigen Praxis ergeben haben, Bericht zu erſtatten. Er ſelbſt erkenne 
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das Bedürfniß des weileren Ausbaues der Verwaltungsgeſetze an, trotzdem 
halte er es für durchaus ungeeignet, den Mine b a Zeit ge⸗ 
winnen müſſe, um ſich das Material zur Beurtheilung des weiteren Vor⸗ 
gehens zu beſchaffen, vorwärts zu drängen. 

Abg. Richter: Von Drängen kann man doch wahrhaftig nicht 5 
wenn in der dritten Seſſion einer Legislaturperiode, an welche ſo große 
Erwartungen geknüpft wurden, das Reformwerk noch keinen Fortſchritt 
macht. Allerdings iſt die Unterbrechung ganz ex abrupto erfolgt. Furſt 
Bismarck ſiſtirte die Ausdehnung auf die weſtlichen Provinzen, als die be⸗ 
zuͤglichen Geſetze ſchon vorbereitet waren. Der frühere Miniſter des Innern 
erklärte, dieſen auf die Vorlage gewälzten Stein nicht heben zu können. 
Man ſetzte das Werk nunmehr an der Städteorduung fort. Gegen die Zur 
Für des Miniſters des Innern ſiſtirte wiederum eine Miniſterial⸗Sitzung, der 
Fürſt Bismarck präſidirte, die erneute Vorlage einer Städte⸗Ordnung. Es 
kam nur eine Novelle. Der jetzige Miniſter ſcheint auch keine größere 
Kraft zu beſitzen, . beiden Pen Steine zu heben. Er lehnt noch 
beſtimmter als Herr Friedenthal für die nächſte Periode jede 0 4 der 
Landgemeinde und Städte⸗Ordnung in den öftlihen Provinzen ab. Ohne 
ſolche wird die Kreisordnung aber nie zur Wahrheit werden. Sie haben 
bei Zuſtimmung zur Kreisordnung ſeiner Zeit dieſen Unterbau als ſofort 
nothwendig beine 

Gewiß iſt die Kreis⸗Ordnung verbeſſerungsfähig; z. B. indem dem Land: 
rath der Vorſitz auf dem Kreistag entzogen wird, oder indem man die Wahl 
der Amtsvorſteher durch einen verbeſſerten Amtsausſchuß geſchehen läßt. 
Aber im Sinne des Herrn v. Rauchhaupt bedeutet „Nevilion“ den Anfang 
von Reaction. Er hat im vorigen Jahre ſchon gewünſcht, die Regierungs⸗ 
präſidenten zu Vorſitzenden der Verwaltungsgerichte gemacht, und einen 
Theil der Kreisausſchußmitglieder von der Re ierung ernannt zu ſehen. 
Miniſter Friedenthal entwickelte im vorigen Jahre doch mindeſtens einen 
Plan, der die Rubriken der Geſetze 1 mittels deren man vorgehen 
wollte. Ohne Haſt, aber auch ohne Raſt ſollte in dieſer Weiſe gearbeitet 
werden. Der neue Miniſter beruft ſich auf ſeine Inanſpruchnahme durch 
die Socialiſtenfrage. Dieſe aber hat den Reichskanzler nicht verhindert, 
nebenbei mit Haſt und ohne Raſt neue Steuerpläne zu fördern. In den 
Erklärungen des Miniſters ſind die Ausſichten anf Fortſetzung des Reform⸗ 
werks vollkommen erblaßt und in nebelhafte Ferne gerückt. Noch weiter, 
als das Unterrichtsgeſetz erſcheint die Fortſetzung des Reformwerks entfernt. 
Vom Unterrichtsgeſetz hat man auch ſeit 28 Jahren geſagt, daß man es 
„mit allen Kräften fördern“ wolle. Wir ſehen jetzt deutlich, wie richtig 
unſere Stellung war, die wir ſchon bei Beginn der vorigen Herbſtſeſſion in 
einem Antrag markirten, daß von dieſem Ministerium in Bezug auf Ver⸗ 
waltungsreform nichts mehr zu hoffen iſt. Wiederholt find die Schäden, 
die Unruhe, die Unſicherheit geſchildert, welche gerade dadurch entſtehen, daß 
die Reform Stückwerk bleibt. Wenn dieſe Beſchwerden jetzt wieder lebhafter 
werden, ſo bitten wir, ſie nicht an die Adreſſe der liheralen Partei, ſondern 
an das Miniſterium zu richten, welches dieſelben verſchuldet. 

Miniſter Graf Eulenburg: Wie der Vorredner aus meinen Worten 
heraushören konnte, daß die weitere Verwaltungsreform ſo gut wie auf⸗ 
gegeben ſei, verſtehe ich nicht. Ich habe ausdrücklich erklärt, daß dieſelbe 
nach Kräften gefördert werde und daſſelbe iſt in der Thronrede iu der feier⸗ 
lichſten Weiſe verſichert worden. Der Zweck meiner vorherigen Ausführung 
war nur, die Gründe darzulegen, die es mir im Augenblick unmöglich mach⸗ 
ten, einen detaillirten Plan der weiteren Arbeiten vorzulegen. Die unter 
meinem Amtsvorgänger angefangenen Arbeiten ſind von mir weiter geführt 
und neue in Angriff genommen worden. Inzwiſchen hat das Socialiſten⸗ 
geſetz allerdings eine Verzögerung hervorgerufen und wenn der Vorredner 
darauf hinwies, daß dieſes Hinderniß das Reichskanzleramt nicht verhindert 
habe, die Steuerreformprojecte weiter zu fördern, ſo überſieht er, daß es ſich 
bei der Verwaltungsgeſetzgebung nicht um bloße Conceptionen, ſondern um 
ein ſehr weitſchichtiges, zum größten Theil erſt zu beſchaffendes Material 
handelt. Ehe dieſes Material nicht beſchafft iſt, fehlt es der Regierung an 
He 9 einen vollſtändigen Plan der weiteren Geſetzgebung zu ent⸗ 
wickeln. 

Abg. Richter (Hagen): Ich habe nicht behauptet, daß der Miniſter in 
feinen Worten geſagt habe, daß die Fortführung der Derwaltungereform 
aufgegeben fei, ſondern ich habe dies aus der ganzen bisherigen Entwicke⸗ 
lung gefolgert. und muß hieran auch jetzt noch ſeſthalten. 

Die Debatte wird hiermit geſchloſſen und der Etat des Oberverwaltungs⸗ 
Gerichts bewilligt. 

Zu dem Etat der Standesämter ſpricht der 
den a Su daß zur Aufrechterhaltung drr 
Chen der Sitz der Standesämter möglichſt an denſelben Ort verlegt werde, 
an dem die Kirche gelegen iſt. Die ganze Civilſtandsgeſetzgebung ſei der 
15 u noch fremd und keineswegs ſehr ſympathiſch. Ein 
beſonderes Bedürfniß mache ſich dahin geltend, die Urkunden der Standes⸗ 
ämter auf einen kleineren Umfang zu beſchränken, weil die Aufbewahrung 
derſelben ſonſt mit der Zeit zu den größten Unzuträglichkeiten führe. 

Abg. Richter (Hagen) findet die Beſchwerden gegen die Civilſtands⸗ 
geſetzgebung ſowie gegen die Kreisordnung vorzugsweiſe darin begründet, 
daß man bei der Abgrenzung der Amtsbezirke weniger die Intereſſen einer 
zweckmäßigen Verwaltung, als die Zuſammenlegung größerer Gemeinden 
mit einem Gutsbezirk berückſichtigt habe. Hierdurch fei der Sitz des Amts⸗ 
vorſte hers und Standesbeamten oft in große Entfernung von der Ge⸗ 
meinde ſelbſt verlegt, und dieſe Entfernung erſchwere und vertheuere den 
Bewohnern ohne Noth die Handhabung der Geſetze. Dieſe Vertheuerung 
falle um ſo mehr in das Gewicht, wenn man erwäge, wie unverhältniß⸗ 
mäßig hoch vielfach die Liquidationen für die Unkoſtenentſchädigungen der 
Ehrenämter bemeſſen wären. So liege ihm eine Rechnung aus dem Kreiſe 
Niederbarnim por, in welcher d ie Bureaukoſten für das Standesamt in 
Pankow auf 2000 Mark berechnet ſeien. Ju derſelhen Richtung zeichne 
ſich auch die Liquidation von Mitgliedern des Kreisausſchuſſes aus, welche 
für eine Reife nach Berlin zu einer zweiſtündigen Ausſchußſitzung Reiſe⸗ 
diäten für drei Tage en (Hört!) 

Abg. Windthorſt (Meppen) ſchließt ſich dem Wunſch an, daß im In⸗ 
tereſſe der Bequemlichkeit des Publikums die Sitze der Standesämter mehr 
centraliſirt würden, und bittet den Miniſter, allzu große Bezirke zu theilen. 

Der Miniſter Graf Eulenburg beripriht dem Wunſchs, den Sitz des 
Standesbeamten möglichſt mit dem Wohnſitz des Geiſtlichen zu vereinigen, 
nach Möglichkeit zu entſprechen. Eine Theilung von Standesamtsbezirken 
habe auer den ig Schwierigkeiten und Verwicklungen im Gefolge und 
laſſe ſich deshalb nur ausnahmsweiſe durchführen. ö 

Abg. v. d. Goltz bedauert gleichfalls, daß es nicht überall möglich ſei, 
den Sitz des Standesaeamten in die Mitte der Gemeinde zu verlegen, der 
Mangel an qualifizirten Perſönlichkeiten nöthige aber, von dieſer Forderung 
Abſtand zu nehmen. Aus dieſem Grunde ſei auch die Vereinigung größerer 
Gemeinden mit einem Gutsbezirke vielfach geboten, ohne daß die Gutsvor⸗ 
ſteher ſich gerade beſonders danach drängten, die mit vielen Unbequemlich⸗ 
keiten verbundenen Ehrenämter zu übernehmen. : 

Abg. v. Benda führt die hohen Liquidationen, insheſondere die drei⸗ 
tägigen Reiſediäten auf die bei den alten Ständen übliche Berechnungs⸗ 
weiſe zurück u. hofft, daß die von dem Abg. Richter gegebene Anregung ge⸗ 
nügen werde, dieſen Mißbrauch zu beſeitigen. 

Die Debatte wird hiermit geſchloſſen und der Etat der Standesämter 
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Berlin, 13. Decbr. [Amtlich es.] Se. Majeſtät der Kaiſer und König 
hat den ſeitherigen Geſandten in Dresden, Grafen zu Solms ⸗Sonne⸗ 
walde zum außerordentlichen Geſandten und bevollmächtigten Miniſter am 
Königlich ſpaniſchen Hofe ernannt. 4 n { 

Se. Majeſtät der König hat den Geheimen Oberjuſtizrath Rindfleiſch 
um Director im Juſtizminiſterium mit dem Charakter als Wirklicher Ge⸗ 
Pier Oberjuſtizrath, und den vortragenden Rath im Juſtizminiſterium, 
Geheimen Juſtizrath Oe läger zum Geheimen Oberju tizrath ernannt; 
ſowie dem Rendanten und expedirenden Secretär der Bauakademie zu Berlin, 
Hoffmeifter, den Charakter als Rechnungsrath; dem Mitgliede der 

irection der Thüringiſchen Eiſenbahn⸗Geſellſchaft, Eiſenbahnbaus und Be⸗ 
triebs⸗Inſpector a. D., Guſtav Hermann icks zu Erfurt den Charakter 
als Baurath; und dem Kreis⸗Wundarzt, praktiſchen Arzt Dr. Wilhelm 
Fränkel in Neuſtadt O.⸗S. den Charakter als Sanitätsrath verliehen. 

Der vereidete Makler Victor Benary zu Berlin iſt an Stelle des 
auf eigenen Antrag von feinem Amte entbundenen Bankagenten Hermann 
Goldſchmidt zum Agenten der Reichsbank für Wechſel⸗ und Geldgeſchäfte 
ernannt worden. 

Die Kataſter⸗Controleure Wickel zu Northeim, v. Ramdohr in Mep⸗ 
ven, Roth in Oſterholz, Richter zu Harburg, Koller zu Lüneburg, 
Heyer in Celle, Reimerdes zu Osnabrück, ſo wie der Kataſter⸗Seeretär 
Bergböffer zu Hannover find zu Steuer⸗Inſpectoren ernannt. Bei der 
Realſchule zu Stalſund iſt die Beförderung des ordentlichen Lehrers Dr. 
Hermann Lambeck zum Oberlehrer genehmigt worden. RS 

Der Kreisgerichtsrath Deves in Neu⸗Stettin iſt zum Rechtsanwalt bei 
dem Kreisgericht in Friedeberg NM. und zugleich zum Notar im Departe⸗ 
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maeut des Appellationsgerichts zu Frankfurt a./D. mit Anweiſung feines 
Wohnſitzes in Frieveberg Sum. Ans mit der a | ernannt worden, 
1 att feines bisherigen Amts⸗Charakters fortan den Titel „Juſtiz⸗Rath“ zu 


hren. Der Kreisrichter Lasker zu Freiſtadt in Schleſien iſt zum Rechts⸗ 
Anwalt bei dem Kreisgericht in Zielenzig und zugleich zum Notar im De⸗ 
partement des Appellationsgerichts zu Frankfurt a./O. mit Anweiſung ſeines 
Wohnſitzes in Sonnenburg ernannt worden. Der Kreisgerichtsratbh Weber 
in Quedlinburg ift zum Rechtsanwalt bei dem Appellationsgericht in Halber⸗ 
ſtadt und zugleich zum Notar im Departement deſſelben mit Anweiſung 
ſeines Wohnſitzes in Halberſtadt ernannt, demſelben auch bei dem Kreis⸗ 
gericht daſelbſt die Praxis widerruflich geitattet und die Verpflichtung auferlegt 
worden, ſtatt ſeines bisherigen Amts⸗Charakters fortan den Titel „Juſtiz⸗ 


ath“ zu führen. 
5 Berlin 13. Dee. [Se. Majeſtät der Kaiſer und König! 
nahmen heute Morgen die Vorträge des Polizei ⸗Präſidenten von 
Madai und des General-Intendanten der Königlichen Schauſpiele 
von Hülſen entgegen. Ferner empfingen Se. Majeſtät den General⸗ 
Lieutenant z. D. von Neumann in beſonderer Audienz. 

Heute findet bei den Kaiſerlichen Majeſtäten ein Diner für 
Se. Königlihe Hoheit den Herzog von Connaught ſtatt. (R.⸗Anz.) 

© Berlin, 13. Decbr. [Entſcheidungen der Reichs-Be- 
ſchwerde⸗-Commiſſion. — Kundgebung des Polizei-Prä⸗ 
ſidenten. — Graf Stolberg. — Zoll⸗Reviſions⸗Com⸗ 
miſſion.] Die Reichs⸗Beſchwerde⸗Commiſſion hat dem Vorſtand der 
Allgemeinen deutſchen Aſſociationsdruckerei vor einigen Tagen den 
zurückweiſenden Beſcheid auf die Beſchwerde wegen des Verbots der 
„Berl. Fr. Pr.“ zugehen laſſen. Die Beſchwerde hatte behauptet, 
daß es unzuläſſig ſei, wenn die Verfuͤgung des Polizeipräſidiums auf 
verſchiedene, vor dem Inkrafttreten des Geſetzes veröffentlichte Nummern 
zurückgegriffen habe. Die Reichscommiſſion führt dagegen unter Hin⸗ 
weis auf die betreffenden Reichstagsverhandlungen aus, daß bei dem 
gänzlichen Verbot einer Zeitſchrift auf Grund des Verbots einer ein⸗ 
zelnen Nummer keineswegs abzuſehen ſei von dem Inhalt früherer 
Nummern und von der aus demſelben erhellenden Agitatlons⸗ 
weiſe des Blattes bis zum Inkrafttreten des Geſetzes. Dem 
Geſetze habe rückwirkende Kraft nur inſofern nicht beigelegt 
werden ſollen, als die bisherige Haltung des Blattes für ſich 
allein ein Verbot nicht begründen könne, aber es habe nicht aus: 
geſchloſſen werden ſollen, daß die Behörde, ſobald ſie in einer neuen 
Nummer das Criterium des Geſetzes fände, bei der Entſcheidung über 
das gänzliche Verbot auch die frühere Haltung berückſichtige. Daß 
nun in der „Berl. Fr. Pr.“ Beſtrebungen, wie fie das Geſetz vor: 
ausſetzt, überhaupt nicht zu Tage getreten ſeien, iſt in der Beſchwerde 
nicht einmal behauptet; es gehe in der That die ſtrafbare Tendenz 
durch alle Nummern. Was die neue Nummer vom 25. Oetbr. be⸗ 
treſſe, ſo werden mehrere Artikel bezeichnet, nach welchen das Blatt 
an jener Richtung feſthält, u. A. ein Artikel, der unter perſiflirendem 
Hinweis auf die von den anderen Parteien zu erwartende Thätigkeit 
das Aufhören der ſocialdemokratiſchen Agitation ankündigte. Man 
werde es den Schutzzoͤllnern überlaſſen, die moderne Wirthſchaftslehre 
mit ihren Folgen aufzudecken, den Virchow und Genoſſen, die Un⸗ 
haltbarkeit der überlieferten Religion darzuthun, den Einheitsfanatikern 
den Glauben an die Legitimität und das Gottesgnadenthum nicht 
wieder aufkommen zu laſſen. Die Socialdemokratie könne zurück⸗ 
treten, da ihre Arbeit von denen beſorgt werde, die ihre Feinde ſein 
wollen. Die Commiſſton führt aus, es ſei in dieſen Worten als das 
Ziel der Socialdemokratie und insbeſondere der „Berliner Freien 


Preſſe“ der Umſturz der beſtehenden wirthſchaftlichen, ſtaatlichen 
und kirchlichen Verhältniſſe offen ausgeſprochen. Daß auch 
die Erregung des Klaſſenhaſſes dieſelbe geblieben — wird aus 


aus mehreren anderen Artikeln nachgewieſen, in welchen von dem 
Spieß⸗ und Maſt⸗Bürgerthum u. dergl. die Rede ſei. Im Zu⸗ 
ſammenhang mit der aus den bisherigen Leiſtungen des Blattes er⸗ 
ſichtlichen Tendenz ergab ſich als unzweifelhaft, daß die angeführten 
Artikel unter die Criterien des Geſetzes fallen. — Der Polizeipräſident 
v. Madai hat durch einen Tagesbefehl an den Oberſten der Schuß: 
mannſchaft ſeine Befriedigung über den ſo günſtigen Verlauf der 
Einzugsfeierlichkeiten ausgeſprochen, welcher zum großen Theil nicht 
nur der prompten Ausführung der getroffenen Dispoſitionen, ſondern 
auch dem muſtervollen und taktvollen Auftreten der Schutzmannſchaft 
zuzuſchreiben ſei; ſelbſt im dichteſten Gedränge habe die Schutzmann⸗ 
ſchaft die ihnen zur Pflicht gemachte Zuvorkommenheit und Höflichteit 
nicht außer Acht gelaſſen und ſich überall hilfreich erwieſen. Der 
Präſident ſpricht ſpeciell dem Oberſten der Schutzmannſchaft für 
die getroffenen Anordnungen ſowie ſämmtlichen Beamten für 
ihre Haltung volle Anerkennung aus. — Der Vice-Präſident 
des Staatsminiſteriums, Graf Stolberg, hat ſich heut aus An⸗ 
laß eines Todesfalles in ſeiner Familie auf mehrere Tage 
nach Wernigerode begeben. — Wie die heutigen Morgenblätter mel: 
den, hat der Bundesrath in ſeiner geſtrigen Sitzung den Antrag des 
Ausſchuſſes für Handel und Verkehr und für Zoll: und Steuerweſen 
in Betreff der Bildung einer Reviſions⸗Commiſſion des Zolltarifs an⸗ 
genommen. Es wird nunmehr die Aufgabe derjenigen Bundeßſtaaten 
fein, welche beſtimmt find, Commiſſare in die Commiſſion zu entſen⸗ 
ben, die Wahl derſelben möglichit zu beſchleunigen, damit die Com: 
miſſion ohne Aufenthalt ſich conſtituiren und ihre Thätigkeit begin⸗ 
nen kann. 

— Berlin, 13. Dec. [Der interimiſtiſche deutſch⸗öſter⸗ 
reichiſche Handelsvertrag. — Budget⸗Commiſſion.] Wir 
haben vor einigen Tagen bereits melden können, daß die Conferenzen 
über die deutſch⸗ öſterreichiſchen Handelsbeziehungen vor Ablauf dieſer 
Woche ihren Abſchluß finden würden. Geſtern Abend 7 Uhr iſt der 
neue Vertrag auf die Dauer eines Jahres abgeſchloſſen worden. Der: 


ſelbe hat die Klauſes der Meiſtbegünſtigung aufgenommen (was B 


natürlich nicht ausſchließt, daß Oeſterreich feinen autonomen Tarif vom 
Juni d. J. am 1. Januar 1879 einführt), der Zollcartell bleibt er: 
halten, ebenſo das Veredelungsverfahren im Princip mit den Beſchrän⸗ 
kungen, die von Preußen zum Zwecke ſicherer Controle bewilligt worden, 
ohne an die oöͤſterreichiſchen Poſtulate ganz heranzureichen. In 
Bezug auf den Rohleinen⸗ Verkehr hat Preußen die Errichtung 
neuer Märkte in letzter Stunde concedirt. Die öſterreichiſch en 
Bevollmächtigten find mit ſichtlicher Befriedigung abgereiſt. — Nicht 
ohne Spannung ſieht man in parlamentariſchen Kreiſen einer für 
heute Abend anberaumten Sitzung der Budgetcommiſſion des Ab⸗ 
geordnetenhauſes entgegen. Zur Berathung ſteht der Etat der Eiſen⸗ 
bahn⸗Verwaltung. Man erwartet das Erſcheinen des Handelsminiſters 


und deſſen Erklärungen über den Ankauf von Privatbahnen durch den 5 


Staat namentlich in Hinſicht auf die Berlin⸗Stettiner Bahn, da die 
über dieſe Bahn in Umlauf befindlichen Angaben zu vielfachen Be⸗ 
unruhigungen in der Geſchäfswelt geführt haben. Auch anderweite 
Anfragen bezüglich der Eiſenbahn-Politik ſollen an den Minifter oder 
feinen Vertreter gerichtet werden. Es wird mit Beſtimmtheit an: 
genommen, daß bis zur Plenardebatte über die Eiſenbahn⸗Verwaltung 
der Miniſter in der Lage ſein wird, nähere Angaben über den Stand 
ſeiner Pläne bezüglich eines Reichseiſenbahngeſetzes, der Einſetzung eines 
Eiſenbahnrathes und dergl. mehr, nähere Mittheilungen zu machen. 
W. T. B. Berlin, 13. Dec. Be Munz get hielt geſtern eine 
j Plenarſitzung unter Porſiz des Präſidenten des Reichskanzleramts, Saats⸗ 
miniſters Hofmann. Nach Feſtſtellung des Protokolls der vorigen Sitzung 
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wurden Vorlagen betreſſend den Entwurf. eines 


mit Nahrungsmitteln, Genußmitteln und Gebrauchsgegenſtänden und be⸗ 
treffend den Erlaß von Beſtimmungen über Verladung und Beförderung 
von lebenden Thieren auf Eiſenbahnen, ſowie ein Antrag Mecklenburg⸗ 
Strelitz betreffend die Aufſicht über die Ausführung der Vorſchriften der 
Gewerbeordnung bezüglich der Verhältniſſe der Fabrikarbeiter in Mecklen⸗ 
burg ⸗Strelitz den bezüglichen Ausſchüſſen überwieſen. Hierauf wurde 
über die Beſetzung einer erledigten Stelle bei einer Disziplinarkammer Be⸗ 
ſchluß gefaßt. Ausſchußberichte wurden erſtattet über a) die Repiſion des 
Zolltarifs. Es ſoll zu dieſem Zwecke eine Commiſſion von 15 Mitgliedern 
gewählt werden, b) die Sicherung der gemeinſchaftlichen Zollgrenze in den 
vom Zollgebiet ausgeſchloſſenen bremiſchen Gebietstheilen. Es wurde vor⸗ 
läufig eine Verlängerung der mit Bremen beſtehenden bezüglichen Verträge 
bis zum 1. Juli 1879 in Ausſicht genommen. 

[Verbote auf Grund des Reichs ⸗Geſetzes vom 21. October 
1878.] Die fernere Verbreitung des Blattes „L'avant- garde“ und die 
fernere Verbreitung des Blattes „Le Mirabeau“ im Reichsgebiete. Die 
Druckſchriften: 1) die Volksſchule und die Lage ihrer Lehrer in der Pro- 
vinz Preußen. Eine Skizze von einem Oſtpreußen. Leipzig 1875; 2) Agita⸗ 
tionsnummer. Zu beziehen von der Genoſſenſchafts⸗Buchdruckerei in Leipzig, 
Färberſtraße 12, II. Leipzig 1876. Verantwortlicher Redacteur Jacob Mor⸗ 
bach in Leipzig. Der „ſocialdemokratiſche Wahlverein“ in Neuenburg. 

[Bekanntmachung.] Auf die für das Jahr 1878 feſtzuſetzende Div i- 
dende der Reichsbankantheile wird vom 16. d. Mts. ab eine zweite 
b Abſchlagszahlung von zwei und ein viertel Procent oder 67 M. 
50 Pf. für den Dividendenſchein Nr. 8 bei der Reichsbankhauptkaſſe zu Ber⸗ 
lin, bei den Reichsbankhauptſtellen in Bremen, Breslau, Köln, Dortmund, 
Frankſurth a. M., Hamburg, Hannover, Königsberg i. Pr., Leipzig, Magde⸗ 
burg, Mannheim, München, Poſen, Stettin, Straßburg i. Elſ. und Stutt⸗ 
gart, bei den Reichsbankſtellen in Aachen, Augsburg, Bielefeld, Braun⸗ 
ſchweig, Bromberg, Carlsruhe, Caſſel, Chemnitz, Coblenz, Crefeld, Danzig, 
Dresden' Düffelvorf, Elberfeld, Elbing, Emden, Erfurt, Eſſen, Frankfurt a. O. 
Gera, Gleiwitz, Glogau, Görlitz, Graudenz, Halle a. S., Kiel, Landsberg a. W., 
Liegnitz, Lübeck, Mainz, Memel, Metz, Minden. Mülhauſen i. E., Münſter, 
Nordhauſen, Nürnberg, Osnabrück, Siegen, Stolp, Stralſund, Thorn, Tilſit 
und bei den Reichsbank⸗Commanditen in Cöslin und Inſterburg erfalgen. 
Friedrichsruh, den 12. December 1878. Der Reichskanzler. v. Bismarck. 

Köln, 13. Dec. [Leichen-Begängniß Bürgers.] Heute 
Nachmittag um 3 Uhr wird hier von der feſten Rheinbrücke aus das 
Leichenbegängniß des verſtorbenen Abg. Bürgers ſtattfinden. 


Provinzial- Beitung. 


-d. Breslau, 13. Deebr. [Rechte⸗Oder⸗Ufer⸗Bezirks⸗Verein.] 
Die am 12. d. M. im Casperke'ſchen Saale abgehaltene und zahlreich be⸗ 
ſuchte Verſammlung eröffnete nach Verleſung des Protokolls der letzten 
Verſammlung der Vorſitzende, Expeditions⸗Vorſteher Meltzer, mit folgenden 
Mittheilungen: Die vom Verein beſchloſſeue Petition, betreffend die Pflaſte⸗ 
rung der Mattbiasitraße, tt an den Magiſtrat abgeſandt. — Die vom Be: 
zirksverein aufgeſtellten Stadtperordneten⸗Candidaten find ſämmtlich ge: 
wählt worden. Reduer erblickt hierin ein Vertrauensvotum, welches die 
Wählerſchaft dem Verein gegeben. — Im Weitern berichtet Herr Meltzer 
über die letzten Verhandlungen der Stadtperordneten⸗Verſammlung, alas 
über den neuen Beſoldungsmodus der Magiſtratsmitglieder und über die 
9 — Den Antrag eines Mitgliedes, der Verein möge in dieſem 
Jahre eine Weihnachtseinbeſcheerung veranſtalten, hat der Vorſtand abge⸗ 
lehnt, einmal weil in dieſem Jahre die Privatwohlthätigkeit ohnehin ſchon 
in hohem Grade in Anſpruch genommen ſei, andererſeits, weil es jetzt an 
Zeit mangele, die nöthigen Vorbereitungen zu treffen, um die Einbeſcheerung 
zu einer dem Verein würdigen zu geſtalten. — Apotheker Hauske bean⸗ 
tragt, dahin zu wirken, daß die Anlagen des kleinen Platzes zwiſchen der 
Univerſitätsbrücke und dem Militairgefängniß wieder hergeſtellt werden. 
Der Verein beſchließt, im Sinne des Antragſtellers eine Petition an die 
ſtädtiſche Promenaden⸗Deputation zu richten. — Hierauf gab Herr Dr. 
Weis einen eingehenden prientirenden Bericht über die neue Straßen: 
Polizei⸗Ordnung. Redner erklärte ſich gegen § 25, betreffend das Befahren 
einzelner Straßen nur von einer Richtung her, gegen § 86, betreffend das 
Verbot, aus den Speichern und 1 der innern Stadt Fäſſer, 
Kiſten, Collis und andere größere Gegenſtände in der Zeit von 10 Uhr 
Vormittags bis 10 Uhr Abends über die Bürgerſteige zu bewegen, endlich 
noch gegen § 92, welcher das Rechtsgehen der Fußgänger vorſchreibt. Als 
eine lobenswerthe Beſtimmung bezeichnet Redner die Vorſchrift des § 92, 
wonach man rechts auszuweichen hat. Eine Beſtimmung fehle hiernach, 
die das Ausweichen regelt, wenn man mehrere Perſonen, die Arm in Arm 
gehen, begegnet. Im Uebrigen erklärt ſich Referent mit den anderen Punk⸗ 
ten der Straßenordnung einverſtanden, auch mit dem § 26, betreffend den 
beſchränkten Verkehr des Roll⸗ und Laſtfuhrwerks, während dagegen ver⸗ 
ſchiedene Redner aus der Verſammlung gerade dieſen Paragraphen als un⸗ 
durchführbar bezeichneten. Namentlich ſchien uns die eine Frage wichtig, 
wie man dieſem Paragraphen gegenüber mit den Umzügen durch Möbel⸗ 
wagen fertig werden wolle. Bezüglich der vorgeſchriebenen einmaligen Rei⸗ 
nigung der Straße und der zweimaligen Reinigung des Trottoirs wurde 
die W te Frage geſtellt, was eine derartige Berordnung nütze, 
wenn der Sanz nicht ſofort abgeholt, ſondern immer wieder 
zerfahren werde? So lange die Marſtall⸗Verwaltung nicht im Stande 
ſei, den Schmutzſofort wake Hefen ſo lange ſei eine diesbezügliche 
polizeiliche Verordnung erfolglos. Beſtimmte Anträge knüpften ſich nicht an 
dieſen Punkt der A Herrn Dr. Weis wurde vom Vorſitzenden der 
Dank der Verſammlung für ſein enen Referat ausgeſprochen. Zum 
Zeichen deſſelben erhob ſich die Verſammlung von den Plätzen. — Einen 
weiteren Punkt der Tagesordnung bildete die Frage über Verlegung des 
ſtädtiſchen Schlachthofes. Hierüber berichtete Kaufmann Geier. Bei der Ver: 
legung des Schlachthofes müſſe man, wie Redner ausführt, darauf achten, daß 
der Schlachthof 1) ans Unterwaſſer kommt; 2) daß er an einer Uferſeite 
erbaut wird, wo ausreichende, durch den natürlichen Lauf des Flußbettes 
ebe Stromtiefen vorhanden ſind und gleichmäßiges Flußwaſſer ſich 
erhält, damit auch bei kleinem Waſſerſtande die Abfälle baldigſt fortgeführt 
werden; 3) daß ſolche Uferſtellen vermieden werden, wodurch die örtliche 
Lage des Flußbettes Landanſchwemmungen ſich bilden müſſen und wo 
dann die Abfälle bei kleinem Waſſerſtande liegen bleiben würden; 4) daß 
behufs Vermeidung von Zeit⸗ und Geldverſchwendung der Schlachthof 
möglichſt nahe an die Stadt zu liegen kommt und 5) daß der Bau mit 
möglichſt geringen Koſten ausgeführt werde. Es ſeien nun, wie Redner 
fortfährt, hauptſächlich 3 Projecte in Ausſicht genommen: den Schlachthof 
1) in der Nähe des R 2) auf der ſog. Zankholz⸗ 
12 und 3) auf K e tſchkauer Territorium 15 errichten. Gegen das 
1. Project ſpreche das ſanitäre Intereſſe, daſſelbe ſei darum unmöglich. 
Das 2. Project verlege den ee allerdings ans Unterwaſſer. Aber 
für dieſes Project ſeien die Stromverhältniſſe zu ungünſtig. Der linke 
Hauptoderſtrom mache nämlich am weſtlichen Ende des ürgerwerders eine 
iegung nach Oſten, wodurch der Hauptwaſſerſtrom an die rechte 
Uferſeite gedrängt und bis nahe an die Mündung der alten Oder er⸗ 
halten werde. die natürliche Folge davon ſei, daß die concave rechte 
Oderſeite Stromtiefen hat, während die convexe linke Seite ſeichtes 
Bett habe und Landablagerung zeige. Wollte man nun den Schlacht- 
hof hierher legen, fo würden in Folge des fortwährenden Verſandens 
koſtſpielige Baggerungen nöthig werden, da ſonſt die Abfälle des Schlacht⸗ 
bofes liegen bleiben und die Gegend verpeſten würden. Hierzu kommt 
noch, daß die Nabe ſo weit ſie ſtädtiſches Terrain iſt, ß An⸗ 
lage des Schlachthofes, zur Zu⸗ und Abfuhr nicht ausreicht. Es müßte 
dort im Privatbeſitz befindliches Terrain für theures Geld angekauft wer: 
den. Außerdem müßten ganz neue und ſehr lange Straßen mit guter 
Pflaſterung angelegt werden, was Raze Geldſummen verſchlingen würde. 
Bei der großen Entfernung dieſes Platzes von der Stadt würde, abgeſehen 
vom Zeitaufwand bei großer Hitze, der lange Transport auch dem Fleiſche 
chaden. Das 3. Project dagegen, welches den Schlachthof auf Kletſchkauer 
errain legen wolle, biete alle Vortheile: Lage am Unterwaſſer, günſtige 
Stromperhältniſſe, das Terrain ſei durchweg ſtädtiſches Eigenthum, es dürfe 

ier klein Pfennig für anzukaufendes Terrain ausgegeben werden, da das 
tädtiſche Terrain 80 Morgen groß ſei, unmittelbare Nähe der Stadt, keine 
Neuanlage von Straßen und nur theilweiſe Pflaſterung von den vorhan⸗ 
denen Straßen. Außerdem ſei noch in Rückſicht zu ziehen, daß der Schlacht: 
hof in Verbinbung mit dem Oderhafen angelegt werden müſſe. Und 
der Hafen könne nach allen maßgebenden Urtheilen eben wieder nur auf 
der rechten Oderſeite angelegt werden. Aus allen dieſen Gründen könne 
den ſtädtiſchen Behörden nur empfohlen werden, den Schlachthof auf Kletſch⸗ 
kauer Terrain zu legen. Schifferälteſter Weigelt bemerkt, daß noch ein 
4. Project beſtehe, nämlich den Schlachthof auf die Lazarethwieſe zu 
legen. Er (Redner) müſſe ſich als Sachverſtändiger auch gegen dieſes Project 
ausſprechen. Der Vorſitzende erklärt, ſo ſehr auch die Gründe des Referenten 
dafür ſprächen, daß der Schlachthof nur auf das rechte Oderufer gelegt 


eſetes ber den Vekehr]bwerdett könne, Fo machteit ſich doch in beftiniiiten Kreiſen Be 
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geltend, aus gewiſſen Gründen das linke Oderufer für den Schlachthof ge: 
wählt zu feben. Er beantrage deshalb, an die ſtädtiſchen Behörden eine 
eingebend motivirte Petition zu richten, den Schlachthof auf das rechte 
Oderufer zu legen. Dieſer Antrag wird einſtimmig angenommen. — Bei 
Erledigung des Fragekaſtens entſpann ſich eine längere Debatte über den 
Stand der Wochenmarktfrage auf dem Sonnenplatze, von welchem der Heu⸗ 
und Strohmarkt zum 1. Januar 1879 verlegt wird. Dieſe Fr den 


— 5 1 rage wird 
Verein noch in nächſter Verſammlung beschäftigen. Schluß der Verſamm⸗ 
lung 10% Uhr. u 0 


D Sprottau, 12. Dechr. [Bauthätigkeiſ. — Gewerbeverein! 
Auch in dieſem Jahre iſt hier eine ſehr rege Bauthätigkeit entwickelt worden. 
Von Neubauten find zu erwähnen das in der Glogauer Vorſtadt gelegene 
Garniſon⸗Lazareth, mehrere Wohnhänfer in der Saganer Vorſladt, und ein 
noch im Bau begriffenes Wohnhaus auf der Muühlſtraße. Der Ban, ber 
treffend die Erweiterung und Vergrößerung des Krückeberg'ſchen Hotebs, eine 
längſt gefühlte Nothwendigkeit, kann keineswegs nur als ein Erweiterungs⸗ 
bau betrachtet, ſondern muß als ein Neubau bezeichnet werden. Dieſer 
Bau, welcher dem Marktplatze ſchon jetzt zur Zierde gereicht, iſt auch nahezu J 
vollendet. Nicht mindere Sorgfalt it während des derfloſſenen Jahres auf 
das Anſtreichen der Häuſer verwendet worden, und zeichnen ſich darin bee 
ſonders die Glogauerſtraße, die Jüdenſtraße und die Neuſtraße aus. Einen 
beſonders ſtattlichen Anblick gewährt das reich mit Ornamenten geſchmückte 
Wohnhaus des Fabrikbeſitzers Oppenheimer in der Mühlſtraße. Einige 
Hausbeſitzer in dieſer Straße haben die hölzernen Zäune, welche ihre d 
Grundſtücke nach der Straße begrenzten, abbrechen und durch ſchöͤn dere 
zierte eiſerne Zäune erſetzen laſſen. Damit hat man auch ſchon auf der 
Wilhelmsſtraße begonnen und ſoll nächſtes Jahr — jo perlaufet — damit 
fortgefahren werden. Kurz und gut, Sprottau iſt eifrig bemüht, ſein altes, N 
beengendes Gewand abzuſtreifen und ſich im ſchönſten Schmucke zu 10 
Für viele Penſionäre dürfte Sprottau als Wohnſitz nur empfohlen werden. 
Communalſteuer, welche in anderen Orten ſchon eine bedeutende Höhe er⸗ 
reicht hat, giebt es hier noch nicht, und wird, ſo ſagte Herr Bürgermeiſter 
Schenkemayer in einer der letzten Stadtverdneten⸗Sitzungen, noch eine 
geraume Zeit vergehen, ehe dieſelbe hier wird erhoben werden müſſen. Für 
den Unterricht fit auch beſtens geſorgt. Sprottau beſitzt eine Nealihule 
1. Ordnung, die ſich in weiten Kreiſen eines ſehr guten Rufes erfreut, den 
zu wahren und die Anſtalt immer noch mehr zu heben das eifrigſte Be⸗ 
ſtreben des an dieſer Anſtalt fungirenden Herrn Directors Dr. Simon und 
des mit ihm wirkenden Lehrer⸗Collegiums iſt. Auch befindet ſich hier eine 
höhere Privat⸗Töchterſchule. — In der geſtrigen Sitzung des Gewerbevexeines 
hielt Herr Bauinſpector Fabian einen Vortrag über „das elektriſche Licht““. 


r. Namslau, 13. Decbr. [Katholiſche Kirchenvorſteher. — 
Sean Legitimationspapiere. — Polniſches Paſtorat.— 
Viehzählung.] Gelegentlich eines Specialfalles hat der Herr Miniſter der 
geiftlichen ze. Angelegenheiten ſich über das Verfahren ausgeſprochen, welches 
in den Fällen zu beobachten iſt, wenn bei Ablauf der dreijährigen Wahl⸗ 
periode — § 33, alin. 2 des Geſetzes vom 20. Juni 1875, betreffend die 
Vermögens verwaltung in den katholiſchen Kirchen⸗Gemeinden — eine Herab⸗ 
letzung der bisherigen Mitgliederanzahl der Körperſchaften in Gemäßheit des 
F. 6 a. a. O. herbeigeführt werden ſoll. Es iſt dann nicht die Hälfte der 
bisherigen Mitgliederzahl auszuloſen, ſondern es müſſen nach Beſtim⸗ 
mung des Looſes 0 viel Mitglieder i daß nur noch 
die Hälfte derjenigen Anzahl im Amte verbleibt, welche die Körper⸗ 
ſchaften demnächſt erreichen ſollen, während die andere Hälfte durch 
Neuwahlen zu beſtimmen iſt. Soll alſo e die bisherige 
Zahl der gewählten Kirchenvorſteher und Gemeinde-Vertreter von 8 
und reſp. 24 auf und reſp. 18 für die nächſte Wahlperiode 
berabgeſetzt werden, ſo ſind nunmehr 5 Kirchenvorſteher und 15 Gemeinde⸗ 
Vertreter auszuloſen und an deren Stelle 3 Kirchenvorſteher und 9 Ge⸗ 
meindevertreter neu zu wählen. — Bei einer Vergleichung der Geſammt⸗ 
zahl der für das Jahr 1877 ausgefertigten und wirklich eingelöſten Hauſir⸗ 
Gewerbeſcheine mit der Zahl der Befreiuung von der Hauſir⸗Gewerbeſtener 
für das Jahr 1878 hat ſich herausgeſtellt, daß im dieſſeitigen Regierungs⸗ 
bezirke auf 100 Gewerbeſcheine de 1877 etwa 2,4 Steuerbefreiungen für das 
Jahr 1878 entfallen, während dieſe Verhältnißzahl beiſpielsweiſe in den 
Regierungsbezirken Köln, Stettin, Magdeburg, Minden, Liegnig und 
Poſen ſich nur auf etwa 0,05 bis 0,27 beläuft, und in den Regierungs⸗ 
Bezirken Bromberg, Düſſeldorf und Münſter Anträge auf Ertheilung von 
ſteuerfreien Hauſirgewerbeſcheinen für das Jahr 1878 überall nicht geſtellt 
ſind. Mit Rückſicht auf dieſe Ungleichmäßigkeit iſt die Regierung zu Breslau 
vom Finanzminiſterium veranlaßt worden, unausgeſetzt darauf zu halten, 
daß die Geſuche um Ertheilung von ſteuerfreien Gewerbeſcheinen von den 
Localbehörden ſtets genau geprüft und nur dann bewilligt werden, wenn 
fie ſich als wirklich begründet erweiſen, und nicht jchon durch die 
gemäß der Beſtimmung im 8 Abf. 2 des Geſetzes vom 
3. Juli 1876, betreffend die Beſteuerung des Gewerbe ⸗ Betriebes 
im Umherziehen ꝛc., zuläſſige Ertheilung von Gewerbe⸗Scheinen zu 
ermäßigten Steuerſätzen die obwaltenden Verhältniſſe genügende Berück⸗ 
ſichtigung finden können. — In das hieſige vacante polniſche Paſtorat hat 
ih nunmehr der Paſtor Herrivon Przybilski aus Droſchkau, hieſigen Kreiſes, 
gemeldet und wird derſelbe nächſtens ſeine Präſentationspredigt halten. 
Herr von Przybilski war ehedem katholiſcher Prieſter und ſoll der deut⸗ 
chen Sprache nur ſehr unvollkommen mächtig fein. — Nach der amtlichen 
Pferde: und Rindvieh⸗Zählungsliſte zählt die Stadt Namslau mit beiden 
Vorſtädten 172 Stück Pferde und 276 Stück Rindvieh. Nr 


—r. Ujeſt, 12. Deebr. [Schulfeier.] Aus Anlaß der vollſtändigen 
Geneſung unſerrs geliebten Kaiſers und Königs veranſtaltete Herr Rector 
Gröger in der Stadtſchule Donnerstag, den 12., Morgens 8 Uhr, eine 
Feierlichkeit, beſtehend in Dankgebet, Anſprache, Vortrag patriotiſcher Lieder 
und Gedichte. Ein weit ſchallendes freudiges „Hoch“ aus den tief ergriffe⸗ 
nen Kinderherzen, ausgebracht vom Rector, beſchloß die ſchöne Feier. 5 

Berlin, 13. Dechr. [Börſe.] Aus Wien und London lagen ſchwächere 
Notirungen vor und gaben dieſe wohl hauptſächlich die Anregung dazu 928 
das heutige Geſchäft eine mattere Stimmung trug, da ſonſt unſere Börſe 
trotz des ſo ſehr eingeſchränkten Verkehrs doch im Grundton eher zur n 
ſich hinneigt. In einzelnen Papieren ſchien indeſſen die Bewegung einen 
etwas ſelbſtſtändigeren Charakter zu tragen, wenigſtens verſuchte man es, 
deren Coursrückgänge einigermaßen zu motiviren. So hieß es, daß Lom⸗ 
barden für Londoner Rechnung e würden und daß die weichende 
Notiz eine Folge hiervon ſei. Auch Rumänier lagen ſehr matt, da der 
Ankauf der Bahnen durch den rumäniſchen Staat ſich nicht ſe 
man früher 3 geneigt war, zu vollziehen droht. Ein ähnliches 
Verhältniß waltet in Bezug auf die Actien der Berlin⸗Stettiner Bahn ob, 
denn der Verſtaatlichung dieſer Bahnen ſchienen auch ganz unerwartete A 
. entgegengeſtellt zu werden. Als len zu dieſen Rück⸗ 5 
gängen können wir auf die Coursſteigerung hinweiſen, die die Stammactien 
der Oſtpreuß. Südbahn erfuhren. Ebenſo wurden ruſſ. Noten, die allerdings 
etwas ſchwächer einfesten, lebhaft zu ſteigender Notiz gehandelt. Ruſſiſche 
Werthe fanden überhaupt etwas mehr Beachtung und gewann namen: 
lich das Geſchäft in Orientanleihe erweiterte Dimenſionen. Die internatio- 
nalen Speculationspapiere wurden nur mäßig umgeſetzt, konnten indeß ihre 
geſtrigen Notirungen nicht voll behaupten. Oeſterr. Creditactien gingen von 
dieſen Werthen noch am regſten um, büßten aber einige Mark an der Notiz 
ein. Franzoſen verhielten ſich feſter, da die heute publieirte Wochenein? 
nahme ein Plus von 50,000 Fl. auſweiſt. Oeſterr. Nebenbahnen blieben 
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ſehr ruhig und änderten die Notirungen wenig. Nur für Turnau⸗Prag 
war die Nachfrage eine etwas lebhaftere. Die localen Speculationsefſecten 
am Verkehr. Es notirten Disconto⸗Comm. ult. 


betheiligten ſich ſehr weni x 
132,10—132,40— 131,60. Auswärtige Staatsanleihen kamen durchweg d 
niedriger zur Notiz und wurden auch nur ſehr wenig umgefe t, Ruſſ. Werthe 
gut behauptet. öproc. Anleihe per ult. 82 — 4 . 201 Noten ver ult. 
197%— 8%. (Vorpr. 199/1), per. Jan. 1987190, (Verpr. 201% per Feb. 
2024/3). Preußiſche und andere deutſche Staatspapiere eit, aber unbelebt: 
Eiſenbahnprioritäten zum Theil belebter. „Görliger e ebhaft und anziehend. 
Oberſchleſiſche 1873 4%ige und Köln⸗Mindener Verte Em. IV. beliebt. 
Auf dem Eiſenbahnactienmarkte ſtagnirte der Rur ehr ſaſt vollſtändig. 
Potsdamer, Stettiner und Anhalter bug fou umänen ſchwag, Oſtpr. 
Südbahn zog lebhaft an. Leichte Babnen ſonſt biegen Vankactien 
ſehr ſtill. Eſſener Credit höher. Kaſſenperein ſteigend. Braunſchweiger 
Bank beſſer. Producten⸗ und Handelsbant beliebt. Deutſche Hypothelen⸗ 
dank zog etwas an. Norddeutſche Grundereditbank beſſer. 2 
Um 2% Uhr: Still. Credit 399,50, Lombarden 115,—, Framzoſen 
444, Reichsbank 154,60, Disconto⸗Commandit 132,—, Laurahütte 69,25, 
Türken 12,10, Italiener 7420, reihe Goldrente 62,60, Ungariſche 
do. 72,90, 4 Silberrente 54,30, do. Papierrente 53,25, 5 proc. Ruſſen 
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Coupons. (Courſe nur für Poſten.) Oeſterreich. Silberrent⸗Cp. 173,75 


VCC 


Pf. k. Mien, Amerikan. Gold⸗Dollar⸗Bonds 4,17 ber pr. Jan., do. 
ritäten 4,16.75 bez. pr. Jan., do. Papier⸗Dollars 4,16 bez. pr. Jan., 
Ber New⸗Nort⸗City 4,16.75 bez. pr. Jan., Ruſſ. Central⸗Boden min. 
1 f. Paris, do. Papier und verl. min. 75 Pf. k. Pet. Poln. Papier u. 
er berl. min. 75 Pf. Warſchau, Ruſſ.⸗Engl. conf. verl. 20,53 bez., Ruſſ. Zoll 
20,52 bez., zer Ruſſen —. Große Ruſſ. Staatsbahn —, —., Ruſſ. 
Boden⸗Credit 20,20 pr. Yan. Warſchau⸗Wiener Comm. 20,12 pr. Jan., 8% 
Rumäniſche Staats⸗Anleihe ——, Warſchau⸗Terespol 20,17 bez., 3% und 
5% Lombard min. 25 Pf. Paris, Diverſe in 5 zahlbar min. 20 Pf. 
Paris, Holländiſche min. — Pf. Amſterdam, Schweizer minus — Pf. Pa⸗ 
ris, Belgiſche minus 35 Pf, Brüſſel, Verl. Lſtr.⸗Obliaat. 20,36 per Januar. 
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{ Berliner Börse vom 13. December 1878. 
Fonds- und Geld-Course. 
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Deutsche Reichs-Anl.]4 | 95,00 b2G Amsterdam 100 8 2 38,90 
Consolidirte Anleihe 44h 104,40 bag 4. 40 F 2 404 leds ne 
do. do. 1876/4 | 95,10 bad London I L str. -.) 3 M. | 20,25 v 
Btaats-Anleihe . . 04 | 94,70 ba Paris 100 Fres . 8 T.|3 | 80,95 bz 
Staats-Schuldscheine .‚|31/,| 92,10 ba Petersburg 100 SR.....| 3. M./6 196.50 ba 
Präm,-Anleihe v. 1865)5:/ 147,00 B Warschau 100 RK. 8 T. 6 107,80 bz 


Berliner Stadt-Oblig. 4 ½ 10190 bz 

Berliner 4½ 101,40 6 
( Fommersche . 43 ½ 84,26 ba 
do. . 44 94,50 8 


Wien 100 Fl. 8 F. 4½ 179,00 ba 
e ensjeidtgtare. 2 M. 4½ 171 bz 


ef 


Eisenbahn-Stamm-Actien. 


———— 


3) Jo. 4% 10220 ba 
1 Bf doLmäseh.Cra. 4j — — Divid. prof 1876 | 1877 
Ye 2 osensche neue. 4% 94,70 b2@ [Aachen-BMastricht.) 1 ½ 412.76 ba 
IE Schlesische 3½ 86,40 G Berg.-Märkische. 3% 3½% 4 | 1640 bz 
5 Ludschaftl. Centralſd | 94,80 bz Berlin-Anhalt 6 5% 4 68.25 br 
Er 5 - u, Neumärk.|4 | 95,90 B ; Dan 4 1 
N, 2 Kur- u. a len Berlin-Dresden 0 0 4 7,50 bz 
N) © Pommersche ‘oh 5 95,80 B Berlin-Görlitz . . .| 0 0 N 10.25 bz& 
n: re Berlin Hamburg, Il [11a f 1196,06 ba 
er ee HR e, e d , 
. nnn 1 97 in- in 6 2 
Ai 8 (Sächsische . .... 9700 c Bohn. Westbahni] 5° | 818 0940 ba 
"0,8 \8chlesische . . . 1 | 96,15 ba Bresl. Fend. 8 Sl 0 N40 
10 Badische Präm.-Anl, . |121,90 ba Cöln Minden | 544 | 51014 102,90 bz 
1 Baierische 4% Anleihe4 123,90 bz Dux-Bodenbach.B.| 0 4 | 15.00 b 
Saas Rente von 1670, 1280 E fange ade 7 | 9214 1101,80 ba 
Nen 5 Halle-Sorau-Gub, .| 0 00 4 10,25 bz& 
rA Hannover- Altenb. 0 0 4 | 10,10 bas 
b r Kaschau-Oderberg 4 4 |5 43,00 
De Bwdische 35 og de 8180 bc I Fronpr. Rudoltb. 8 5 |5 | 49,30 bza 
Braunschw. . ‚0 bz Ludwigsh.-Bexb. 9 9 1 184.50 ba 
35 Oldenburger Loose 137,40 bz Märk,-Posener 75 0 0 i „1400 11 
. z 77 agdeb.-Halberst. 2 
Dueaten — — ee e Bee Mainz-Ludwigsh. | 5 5 4 | 66.00 bz 
. nenn . Niederschl- Märk. 4 4, | 96,75 B 
Tapete, 16 U 0 Huss. Bln. 157,60 ba Oberschl. A. 9. 5. . % 2% %% b ba 
h perials 16.67 5 197, do. B. 9a | 81a 3½ — — 
ne 7 I gdesterr. Fr. St.-B. 52/5 6 4 444,044 
Ik, 5 Hypotheken-Certificate. 84588 1. 8 5 4155 181,00 bz 
3 "se tial-Ob.|5 107,90 8 est. Südb. (Lomb. 19.114, 
5 N d. d.PrHYP-B. 4½ 95,00 bz& Ostpreuss, Südb, } 0 9 4 | 39,00 bad 
1 do. do. 5 10200 ben JRechte-O.-U.-B. . .| 6% 6¼ |4 105,80 6 
eutsche Hyp.-B.-Pfb. 4½ 94,25 b Reichenberg-Pard.] 4½ [4 4½ 33,50 bz 
15 do, do. do. 5 100,30 bz JRheinische.....| 744 | 7 (4 |107,50 ba 
K.ündbr. Cent,-Bod.-Cr.|41/,1100,00 G 40. Lit. B. (ao gar. 4 4 4 | 9290 bz 
1 Unkünd do. (187% „ 101,50 bz Rhein-Nahe-Bahn.) 0 0 4 5,20 bz 
N do, rückzb. & 11015 [106,20 bz Rumän. Eisenbahn] 1 2 4 | 34,30 bz& 
de. do, 0. 4½ 98,30 bz Schweiz Westbahn 35 0 4 | 11,60 bz 
nk. H. d. Pr. Bd.-Ord. B. 5 — — Stargard - Posener| 4½ 4½ 4½ 100% 0 bz 
do. III. Em. do. [5 | 99,50 bz@ Thüringer Lit, A.] 9, | 71, 4 114,50 bz 
Kündb.Hyp.Schuld. do. 5 10000 @ Warschau- Wien. 6% 5 4 17700 bz 
„Hyp.-Anth. Nord-G. C. B55 95,00 bd 
ene een | 0235 ee | Eisenbahn-Stamm-Prioritäts-Actien. 
a Bomm. Hyp-Belefo.. 8888 bea ÄBerlin-Dresden . 0 % 6 J 18,60 brd 
Be, Fr Pram Pt. I. Em. 5 106.39 — 1 2 5 5 2280 550 
. II. Em. 5 103,5 bza Breslau-Warschau 5 2,50 bz 
20. bh rfrks br in. 00e 9020 bz Baule-Sorau-Gub, 0 9 65 3750 brG 
„ 4½ do. do. m.110l41/;| 90,46 b Hannover -Altenb. 5 90 b 
Meininger Pra. Fab. 4 110060 b Korlkark Falken. % |0 425 8 
Stab. d. Oest. Bd.-Cr.- Ge. | 94,99 bz Märkisch Posener 3% 4½½ , | 86,75 bd 
Schles. Bodencr.-Pfdbr. 5 | 99,00 ba Magdeb.-Halberst.] 319 3½ 3½ 76,25 bd 
6 do, do, 4½ 94,50 6 5 do. zait 0. 5 5 104,25 etb2@ 
jod,-Cred.-Pfab.|5 108,80 bad stpr. Südbahn. 88,60 ba 
a 04g 4100 4% 3870 C. Rechte-O.-U-E. % 11,25 6 
7 * — umänier 8 ‚60 bz 
en Ausländische Fonds, BER} 15 7 0 5 12 
Ooest. Silber-R. (1.1. .- 4½ 54,30 bad n 
1 do. 1.41.10. | 2 8 
de, Goldrente 62, 2 Bank -Papiere. 
te.. 4 ½ 53,30 b 
40. 540. Tram- Af. 4% eb ig Den, esd. 8.0 J |4 | 2600 K 
do, Lott.-Anl. v. 60 % 109.10 bz Anglo Deutsch eBk, 07 1 1 1 
de. Credit-Loose . 878 ba ert Handelt G 0 7° | 0 714 1.85.00 e. 
ea [14050 be Erbe e , |6 f 1080 ba@ 
1 55 143,10 b raunschw. Bank. 32, 
. 3 ur 73.00 520 Bresl. Disc.-Bank.| 4 3 4 66,30 B 
Cent. Bod.-Cr. 74 bz Bresl. Wechslerb.| 5% | 51, 42200 6 
e ein Scheel ! 708% ½qſ [coburg Cred.-Enk. 4j 4 | 66,25 bad 
18 * — 7 5 . — 1 hy. 
rr |.0800 Danziger Priv. Bk“? % |4 [103 520 
- -Poln. Pfndbr. III. Em. 60,80 bz ß 2 3 
%- Poln, Liquid,-Pfandbr./4 | 54,80 bz Darmst. Creditbk.| 6 6%, 4 115,10 bag 
Amerik. rückz. p. 1881/6 104,70 @ e e 50 8˙% 1 7 — 2 
5 do, 188516 | 99,40 G eutsche Bank ..| 6 ‚00 baz 
11 a0: 5% Anleihe .)5 103.90 bz do. Reichsbank 6½ | 6,29 4½ 764,60 b 
N tal. 50% Anleihe 5 | 74,25 bz 85 ee 17 5 — 1 T1jg + r 
2 Kal. Tabak-Oblig.. 6 | — — isc,-Comm.-Anth, 5 2,00 dr 
357 Aaab-Grazer 100 Phir EA i | 71,40 0 do. ut, % 8, f 90884200 
3 Rumänische Anleihe Ir 10 bed „ 515 51 ‘ er 1 
N FTürki leihe . .fr. 12,10 b . 2 N 
„ . 06120 b % IGoth. Grunderedb. 3 m8 |4 | 97,50 550 
Dag. 5% 8t.-Eisnb.-Anl. 5 71,0 bz do. junge 8 8 4 95,50 8 
Schwedische 10 Thlr.-Loose — Hamb. Vereins-B- 10 10% 4 
Finnische 10 Thir.-Loose 39,50 bad Hannov. Bank... . 51½ 6 4 103,25 bz& 
Tlärken-Loose 31,50 G Königsb. Keile Si Be: 
Wee ndw.-B.Kwilecki, 
4 bahn-Prioritäts-Actien. ILeipz. Cred,-Anst,| 6 52), 4 1116,25 bz 
133 zen Serie II. 4% 190 80 0 Luxemburg. Bank 6 8½ |4 10600 B 
es-. Serie: 3% 8800 m [Magdeburger do. | . fl [10800 G 
75 40. III. v.St ur 47% 100.00 bzB Meininger do, | 2 4 | 75,40 bz 
At ness Nuibannld 7110810. B [Nordd. Bank ...|8 4 ID DaB 
( Yu ern at 3 N Nordd, Grunder.-B, 5 N 2 
Auch ts ET; 410 1 eee Bk. he By n 4 FR 
7 D 1 8 est. Cred.-Actien| 1½ 8 9 
e Fee, Lig F. % 0 ba fa ged. Sr. den e 4 990 5 
3 1106 7 iii r. Bod.-Or.-Act.-B. 52 
ao. Lit, E. E. 4% 97,60 be, Pr. Cent. Bod. rd. 9% | 9a 4 [116,60 ba 
do. do. 6. 410 er 365 Sächs. Bank 8 5% 4 103.28 8 
Ac. d 115 9940 B Schl. Bank-Verein| 6 5 4 | 86,26 ba 
ee a 5 Weimar, Bank 0 o 4 30,26 0 
een e Wiener Unionsbk.| 11 34/3 [A [120,00 6 
do, . Lit. B. 4½ 100 @ 
do, . . IV., 93,60 bz 
N do. 1 In Liquidation. 
Halle-Sorau-Guben . 4½ 10.60 & x 
Hannover-Altenbeken.4tj,| 96,50 G Berliner Bank . — — [fr | 4,00 8 
Närkisch-P N Berl. Bankverein — ftr. | 27 bz 
. 1 PET Berl. Wechsler-B.| — — fr. — — 
N.. Staatsb, I. Ser. 04 
Ent do. d II. $erd | 6 Oentralb. f. Genos,| — — kr. | 12,50 bz& 
N 40, do, Opl. T u. II. 1 97.00 B Deutsche Unionsb.| — | — fr. 20,00 @ 
„ 4, III. Ser. 4 |9400 B Gwb. Schuster u. C. 0 | — fir. — — 
©Oberschles, A. ar age Moldauer Lds.-Bk.| 0 1 
. Fra ap Ostdeutsche Bank — | — fr.. 
do. ee 4 — Pr, Credit-Anstalt| — a 
do. S 1 93 5 Sächs. Cred.-Bank| 5½ | — |fr. 106,50 & 
do. 3 3½% 86,00 8 Schl. Vereinsbank 0 — kr. 6200 6 
‚do, F.. 4102,26 B Thüringer Bank 0 0 tr. 74,08 bz 
40. 5 40% 10% B — 
do. „ 4,101.30 B Industrie-Papiere. 
40. von 1a. 3 ner Eüenb. Ha.. 9 | — fe. Ir 
; 4.45 D. Eisenbahnb.-@.| 0 ſ 4 | 260 520 
do. von 1874. 4½ 100.00 G 0 
do. Brieg-Neisseſ4½ 98,75 6 do. Reichs- u. Co.-B. 0 | 4 | 69,50 b 
do. Cosel-Oderb,\4 | — — Mark. Sch. Masch. 0 % [4 | 19,00 b. 
do. 8 Nordd. Gummilab, 5 4 1 10 x: “ 
do.Stargard-Posen|4 — > Wostend. Com.-G. — In h 
do. do. II. EM. 4½ 180,50 U 8 2 
do. do. III. Em. 4½ 100,50 R Pr, Hyp.-Vers.-Act. 12/5 8 4 | 85,50 bad 
do. Ndrschl. Z web. 3 ½ — — Schles. Feuervers,|18 25 kr. 970 B 
6 uss. Südbahn . 4 90 G — . ; 
Bee 100 Uer H. 1008s , ponnerenerkhütt. 1 2 ja | 2186 8% 
Schlesw. Eisenbahn . 4½ 100,26 G Dortm. Union 0 9 4 6.25 8 
e ee Kuntze u Pane 2 [0 i 1030 Gin 
6 kr. 66,50 G. önigs- u. Laurah.“ 7 1 
e l. Ent fr. | 0090 arenen 2 1 | 2228 zu 
1 "ler. 19, 8 arienhütto . 6 55 
. ; 5 Oschl. Ei ke| 0 — 4 —— 
8 20 8 senwer 
— Ha Bahr 4 85,50 0 Sons. Bedenhütte | | |4 | 7450 B 
2 3 \ ohlenwerke| 0 6, 
Kaschau-Oderberg ..5 | 536 be Schlichten? 6% | 7478 b. 
rdostbahn 5 7 10 bı& 12 1 
D Nordostbabn. . ) 64.20 ba do. gt. Pr. Act. 1 6½½ (4½ 90,00 B 
Len Sent, 8000 0 eren 0° ja] — — 
br 5 N Twärtsbütte. . 0 1414 —— 
do. do, ILI5 | 67,80 
3 . b. WB | sone Be n | 0.150 
* . DE 5 resl, Bierbrauer. 0 4 ir 
Mährische Grenzbahn)5 | 55,50 0 Bresl. E. Wagenb. 2% 1 |4 | 52,00 bzB 
660 e Pe e . 3 18,60 bac do. ver. Deltabr. 35 |5 4 50,76 B 
m 0. „r. — Erdm. Spinnerei 0 0 12.25 B 
e e eee, 
terr.- Französische. 336. l Hofim.’sWag.Fabr.| 0 o 1 165 0 
do, do. II. 3 1527,00 b 0,-Schl. Eisenb.-B.| 0 o 4 26.26 bz& 
do. südl. Staatsbahn|3 238.40 bz Schl. Leinenind, 5½ 4 4 6775 0 
do. neuel3 238.30 6 do, Porzellan .| 0 Ya 4 | 30° 
a Obugationenſo | 82,90 G u MA. 0 Ia 28 
Rumän Eisenb.-Oblie. 8320 b Wünelmsh. HA. 0 4 2200 M 
Warschau-Wien II. .\5 9000 ba — 
N 3,20 b 
8 Wi re Bank-Discont 4½ pot. 
do, ... — Fl 
do, V. 79680 ben Lombard-Zinsfuss 5 ½ pCt, 
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per Januar⸗April 60, 25. — Wetter: Bedeckter Himmel. 


Telegrappiſche Depeſchen. 

a Auͤs Wolffs Telegr.⸗Bureau.) N 
Darmſtadt, 13. Dec. Bulletin Abends 7 Ubr. Der Kräfte 
zuſtand der Großherzogin hat ſich im Laufe des Nachmittags erheblich 
verſchlechtert. 

Wien, 13. Dec. Meldungen der „Polit. Correſp.“ Aus Peſt: 
Die Verhandlungen bezüglich der Domänenanleihe ſind einem befrie⸗ 
digenden Abſchluſſe nahe, die Ratification wird Ende nächſter Woche 
erwartet, wo der neue Finanzminiſter, Szapary, in Wien eintrifft, 
um mit der Creditanſtaltsgruppe perſönliche und officielle Fühlung zu 
nehmen. — Aus Konſtantinopel von geſtern: Es finden fortgeſetzt 
Miniſterberathungen ſtatt, der Hat über die einzuführenden Reformen 
wird nächſte Woche erwartet. Für die Berathungen der Fragen der 
auswärtigen Politik wird die Ankunft des neuen Miniſters des Aus⸗ 
wärtigen, Karatheodori Paſchas, abgewartet; indeß hat der Miniſterrath den 
Beſchluß des früheren Cabinets, betreffend die Ernennung von Delegirten 
für die griechiſche Grenzregulirung genehmigt. In Bezug auf die mit Oeſter⸗ 
reich und Rußland ſchwebenden Fragen beſtehen noch erhebliche Schwierig⸗ 
keiten. Der ruſſiſche Botſchafter, Fürſt Lobanoff, hat die ſofortige 
Räumung eines Theiles von Rumelien in Ausſicht geſtellt, ſobald der 
Vertrag zwiſchen Rußland und der Türkei unterzeichnet worden ſei. 

Wien, 13. December. Einer Meldung der „Preſſe“ und des 
„Fremdenblattes“ zufolge wird der einjährige Meiſtbegünſtigungs⸗Ver⸗ 
trag mit Deutſchland am nächſten Mittwoch dem Abgeordnetenhauſe 
vorgelegt werden und ſoll die Berathung deſſelben noch vor Weihnachten 
erledigt werden. 

Peſt, 13. Dec. Im Unterhaus legte der Finanzminiſter den 
Geſetzentwurf wegen Verkauf von 40 Millionen Fl. Goldrente behufs 
Rücklöſung von Schatzbonds im Betrage von 21—22 Millionen vor. 

Verſailles, 13. Dec. Senat. Fortſetzung der Budgetberathung. 
Bocher kritiſirt das Budget. Finanzminiſter Say erwidert, worauf 
die Generaldiscuſſion geſchloſſen wird. 

Nom, 13. Dec. Gutem Vernehmen nach ſoll der Miniſterrath 
mit 7 gegen 2 Stimmen die Auflöfung der Deputirten⸗Kammer be⸗ 
ſchloſſen haben, falls der König derſelben zuſtimmt. Der Präſident 
des Senates, Tecchio, ſoll ſich gleichfalls für dte Idee der Auflöſung, 
der Präſident der Deputirten⸗Kammer, Farini, gegen dieſelbe ausge⸗ 
ſprochen haben. Bis jetzt iſt noch keine Entſcheidung getroffen worden, 
die parlamentariſche Situation gilt als ſchwierig. 

London, 13. Deebr. Ein eingegangenes officielles Telegramm 
beſtätigt die Depeſche aus Lahore, in welcher die in Dakka erfolgte 
Ankunft von Beamten und Notabeln aus Jellalabad gemeldet wurde, 
die den Engländern ihre Unterwerfung angezeigt und ihre Dienſte 
angeboten haben. Das officielle Telegramm fügt hinzu, der Emir 
habe die Provinz Balkh um Hilfe angegangen und mache vergebliche 
Anſtrengungen, die Bevölkerung zur Erhebung und zum Kampfe gegen 
die Engländer zu bewegen. 

London, 13. Dec. Unterhaus. Northeote kündigt an, er werde 
demnächſt einen Credit behufs Hilfeleiſtung für den Nothſtand im 
Rhodope⸗Gebirge beantragen. Anderſen kündigt an, er werde den 
Antrag angeſichts des großen Nothſtandes in England als unzweck⸗ 
mäßig bekämpfen. Bourke informirt Hay, er habe keine Nachricht 
von der Ankunft ruſſiſcher Officiere in Perſien. Hierauf wird die 
Debatte über das Tadelsvotum Whitbreads fortgeſetzt. 

Petersburg, 13. Decbr. Die Rückkehr der Kaiſerin iſt heute 
Nachmittag erfolgt; zu Ehren der Ankunft derſelben iſt die Stadt heute 
Abend feſtlich illuminirt. 

Telegraphiſche Courſe und Börſen⸗Nachrichten. 

(H. T. B.) Pelz pe Sant de  (Boulevark.Bertetr] 
3% amortiſirbare Rente —, —, 3% Rente —, —, Anleihe von 1872 112, 88, 
Türken 11, 90, Spanier exter. —, —, do. inter. —, —, neue Egypter 
—, —, Chemins Egyptiens —, —, Türkenlooſe —, —, Banque ottomane 
—, —, Italiener — —, öſterr. Goldrente 62, 81, ungar. Goldrente —, —, 
1877er Ruſſen —. Feſt. 

Frankfurt a. M., 13. Dechr., Nachmittags 2 Uhr 30 Min. [Schluß⸗ 
Courſe.] Londoner Wechſel 20, 48. Pariſer Wechſel 80, 95. iener 
Wechſel 173, 10. Böhmiſche Weſtbahn 138. Eliſabethbahn 1374. 
Galizier 203. Franzoſen ) 22114. Lombarden“) 58%. Nordweſtbahn 
94. Silberrente 54%. Papierrente 53%. Oeſterr. Goldrente 62 7. 
Ungar. Goldrente 72. Italiener —. Ruſſ. Bodencredit 72%. Ruſſen 
1872 82%. Neue ruſſ. Anleihe 82. Amerikaner 1885 99%. 1860er 
Looſe 109%. 1864er Looſe 254, 00. Creditactien“) 198%. Oeſt. National⸗ 
Bank 681, 50. Darmſtädter Bank 115%. Meininger Bank 75%. Hell. 
Ludwigsbahn 66%. Ungariſche Staatslooſe 153, 00. do. Schatzanweiſun⸗ 
gen, alte —, —, do. Schatzanweiſungen, neue 99%. do. Oſtbahn⸗Obliga⸗ 
tionen II. 64. Central⸗Pacific 104. Reichsbank 154. Reichs⸗Anleihe 
95%. Schwach. 


Nach Schluß der Börſe: Creditactien 198%, Franzoſen 221%, Oeſterr. 
Goldrente —, Ungariſche Goldrente —, —. Galizier —, —, 1877er 


Ruſſen — 

*) per medio reſp. per ultimo. 

FA. Ife 13. Decbr., Nachmittags. [Schluß⸗Courſe.] Hamburger 
St.⸗Pr.⸗A. 116, Silberrente 54%, Oeſt. Goldrente 62%, Ung. Goldrente 
72%, Creditactien 198%, 1860er Looſe 109%, Franzoſen 552, Lombarden 
144, Ital. Rente 74%, Neueſte Ruſſen 82%, Vereinsbank 120, Laura: 
ütte 69%, Commerzbank 101%, Norddeutſche 139%, Anglo: deutſche 30, 

t. Bank 82%, Amerik. de 1885 98, Koln Minden. St.⸗A. 103 , Rhein. 

iſenb. do. 107%, ae e do. 76%, Disconto 3½ pCt. — 
Schluß matt, nur Ruſſen feſt. 

Silber in Barren per 500 Gr. fein Mk. 75, 25, Br., 74, 25 Gd. 

Wechſelnotirungen: London lang 20, 27 Br., 20, 21 Gd., London ku 
20, 53 Br., 20 43 Gd. Amſterdam 167 40 Br., 166, 80 Gd., Wien 171,2 
Br., 169, 25 Gd., Paris 80 45 Br., 80, 05 Gd., Petersburger Wechſel 
197, 50 Br., 193, 50 Gd. 

Hamburg, 13. Decbr., Nachm. [Getreidemarkt.] Weizen loco 
und auf Termine matt. — Roggen loco und auf Termine ruhig. Weizen 
per December⸗Januar 173 Br., 172 Gd., per April⸗Mai 179 Br., 178 Gd. 
Roggen per Dec.⸗Jan. 120 Br., 119 Go, per April⸗Mai 122 Br., 121 Gd. 
Hafer ſtill. Gerſte ſtill. Rüböl ruhig, loco 59, per Mai 58%. Spiritus 
ruhig, per December 44%, Br., per Februar⸗März 43% Br., per April⸗Mai 
43% Br., per Mai⸗Juni 43½ Br. Kaffee flau, Umſatz 1500 Sack. 
an flau, Standard white loco 8, 80 Br., 8, 60 Gd., per December 
„60 Gd., per Januar⸗März 9, 10 Gd. — Wetter: Froſt. 

Liverpool, 13. Decbr., Vormittags. [Baumwolle.] (Anfangsbericht.) 
Muthmaßlicher Umſaß 8000 Ballen. Unverändert. Tagesimport 7000 B. 
davon 2000 B. amerikaniſche. \ g 

Liverpool, 13. Decbr., Nachmittags. [Baumwolle.] (Schlußbericht.) 
Umſatz 10,000 Ballen, davon für Speculation und Export 2500 Ballen. 
Matt. Amerikaniſche am Platze % D. niedriger. 

Petersburg, 13. Decbr., Nachm. 5 Uhr. Ude de Aeg Wechſel 
London 3 Monate 23%, do. Hamburg 3 M. 19947, do. Amſterdam 3 M. 
118%, do. Paris 3 M. 245%, Ruſſiſche n nleihe de 1864 (geſt.) 
237%, do. de 1866 (geft.) 2321, uf), Snleibe de 1873 —, K%-Ympcrials 
8, 47. Große Ruſſiſche Eiſenbahnen 249%, Ruſſ. Bodencredit⸗Pfandbriefe 
120%. Privatdiscont 4½ %. 

PR 13. Dechr., Nachm. 5 Uhr. [Productenmarkt.] Talg 
loco 56, 50. Weizen loco 13, 50. Roggen loco 7, 75. Hafer loco 5, 00. 
Hanf loco —, —. Leinſaat (9 Pud) loco 14, 00. — Wetter: Milde. 

Peſt, 13. Decbr., Vormittags 11 Uhr. [Productenmarkt.] Weizen 
loco ſchwach, Termine matt, per Frühjahr 8, 65 Gd., 8, 70 Br., Hafer per 
Fr ge r 5, 87 Gd., 5, 90 Br. Mais (Banat) per Frühjahr 4, 92 Gd., 

95 Br. — Wetter: Prachtpoll, Eisgang. N f 

Paris, 13. Decbr., Nachm. Ie uctenm arkt.] (Schlußbericht.) 
Weizen 5 55 tet, per December 27, 00, pr. Januar⸗Februar 27, 00, per 
März⸗April 27, 50, März⸗Juni 27, 50. Mehl feſt, per December 59, 50, 
per Jannar⸗Februar 59, 75, per März⸗April 60, 50, per März⸗Juni 60, 75. 
Rübol behauptet, per December 84, 50, per Janugr 84, 50, per Januar⸗ 
April 84, 75, per Mai⸗Auguſt 85, 00. Spiritus ruhig, per Decbr. 62, 00, 
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Maris, 18. Dechr, Nam. Nobzuder ruhig, Nr. 1003 pr. Dechr. 
100 Nize 0 S0, . 30 2 Feb N, i 
uder behauptet, Nr. 3 per 100 Kilogr. per December 59, 75, per Januar 
„00, per Januar⸗April 60, 75. 


Antwerpen, 13. Dechr., Nachmittags. [Getreidemarkt.] (Schluß⸗ 
bericht.) Weizen flau. Roggen ruhig. Hafer vernachläſſigt. Gerſte flau. 
Antwerpen, 13. Dechr., Nachmittags 4 Uhr 30 Min. [Petroleum 
Markt.] Schluß bericht) Raffinirtes, Type weiß loco 22% bez. u. Br., per 
Januar 22% Br., ver Februar 22% Br., per März 22% Br. — Ruhig. 
Bremen, 13. Dechr., Nachm. Petroleum ſchwach. (Schluß bericht.) 
Abel 8 . loco 8, 55, per Januar 8, 55, per Februar 8, 70, per März⸗ 
ril 8, 85. 


Berlin, 13. Decbr. [Producten⸗Bericht.] Der Himmel iſt bedeckt, 
die Luft weniger kalt als in den letzten Tagen. Fortdauernd iſt der Termin⸗ 
handel in Roggen überaus ſchwach, die Preiſe behaupten ſich gleichwohl 
ohne Schwierigkeit, ſo daß man die Haltung als leidlich feſt zu bezeichnen 
wohl berechtigt iſt. Loco it in kleineren Poſten heute mehreres umgeſetzt, 
wobei Eigner unveränderte Preiſe erzielten. — Wege preishaltend. 
— Weizen unbelebt, aber doch feſt im Werthe. Verkäufer ſind zur Zeit 
ſehr ſpärlich vertreten, man begegnet eher einem Reflectanten. — Hafer loco 
im Allgemeinen matt. Termine geſchäftslos. — Rüböl in beſchränktem 
Verkehr. Preiſe konnten ſich nicht behaupten. Die Kündigungen drücken. 
Petroleum matt. — Spiritus etwas reichlicher angeboten, iſt zu ein wenig | 
ermäßigten Forderungen leidlich rege umgeſetzt worden. 

Spiritus loco ohne Faß 52,7 M. bez., per December 52,5—52,3 M. bez., 
per December⸗Januar 52—51,8 M. bez., per Januar: Februar 52—51,8 M. 
bez., per April⸗Mai 53,2—53—53,1 M. bez., per Mai⸗Juni 53,4—53,2 bis 
53,3 M. bez, per Juni-Juli 54—54,1 M. bez. Gekündigt — Liter. Kündi⸗ 
gungspreis — Mark. 


* Breslau, 14. Dec., 9% Uhr Vorm. Am heutigen Markte war die 
Stimmung im Allgemeinen etwas feſter, bei ſchwächerem Angebot Preiſe 
gut preishaltend. b 5 . 

Weizen, zu notirten Preiſen gut verkäuflich, pr. 100 Kilogr. ſchleſiſcher 
neuer weißer 13,30—15,70—17,00 Mark, neuer gelber 13,00—15,40 bis 16,40 
Mark, feinſte Sorte über Notiz bezahlt. , , 

Roggen in feiter Haltung, pr. 100 Kilogr. 10,60 bis 11,60 bis 12,10 
Mark, feinſte Sorte über Notiz bezahlt. ö 

Gerſte, feine Qualitäten mehr beachtet, pr. 100 Kilogr. neue 12,30 bis 
13,30 Mark, weiße 14,00 — 14,60 Mark. h 
bs a BEI Aenderung, pr. 100 Kilogr. neuer 9,80—10,30—11,00 bis 

2, ark. 

Mais in matter Stimmung, pr. 100 Kilogr. 10,80—11,60—12,00 Mark. 

Erbſen in matter Haltung, pr. 100 Kilogr. 12,80 —13,80—16 Mark, 
Victoria⸗ 17-18 19,50 Mark. 

Bohnen ſchwache Kaufluſt, pr. 100 Kilogr. 15,50 —16,50—18 Mark. 

Lu 8 1 — Aenderung, pr. 100 Kilogr. gelbe 8,00 —8,20— 8,50 Mark, 
blaue 8,00 —8,10—8,40 Mark. ö e 
Wicken ſchwacher Umſatz, pr. 100 Kilogr. 10,40—11,00—-11,60 Mark. 
Delfaaten mehr Kaufluſt. 
Schlaglein unverändert. 0 

Pro 100 Kilogramm netto in Mark und Pf. 
Schlag⸗Leinſaat —— . 24 — 21 — 19 


Winterraps 23 75 20 50 18 — 
Winterrübſen 23 — 20 — 18 — 
Sommerrübſen 23 - 20 — 18 
Leindotter 20 — 19 — 17 — 


6,30—6,60 Mark. 
8,10—8,50 Mark. 
. 35—39—43 
ark, hochfeiner 


9 

Rapskuchen ſchwach gefragt, pr. 50 Kilogr. 

Se eacee ohne Aenderung, pr. 50 Kilogr. 

Kleeſamen ſchwacher Umſatz, rother ruhig, pr. 50 1555 
9 5 055 weißer unverändert, pr. 50 Kilogr. 42—55—63 
über Notiz. 

Thymothee nominell, pr. 50 Kilogr. 15—18—19 Mark. 

Mehl mehr Frage, — pr. 100 Kilogr. Weizen fein 24,75 — 26,75 
Mark, Roggen fein 18,25—19,25 Mark, Hausbacken 18,00 —18,50 Mark, 
Roggen⸗Futtermehl 8—9 Mark, Weizenkleie 6,25—7,25 Mark. 

eu 2,80 3,00 Mark pr. 50 Kilogr. a 

Nauener b 18,00--20,00 Mark pr. Schock z 600 Kilogr. 

Meteorologiſche Beobachtungen auf der königl. Univerfitäts- 
f Sternwarte zu Breslau. 


. 13., 14. Nachm. 2 U. ] Abends 10 U. rgens 6 U. 
Dec | 991 992 | Norge a 


Luftwärmne 2 EZ ! 
Luftdruck bei O. 3294,72 3290.94 3990177 
Dunſtdruc k een 9 70 ans 
Dunſtſättigung v a ; pCt. 

u N 3 Ne SE SW. 0. — SO. 1. 
W en trübe. | beiter. bedeckt. 


Breslau, 14. Dec. [Waſſerſtand. 1 4M. 26 Em. UP. — M. 12 Em. 


Eisſtand. 
Dr. Hönig’s Klinik 8 1 
für Hautkranke eto. [3578] | zug Specialite. au 
Breslau, Gartenstrasse 46. Verlobungs-u. Hochzeits-Anzeigen 


. A| (und andere Familien-Anzeigen). 
Shrifibanm- Beleuchtung 


Visiten- u. Aaress-Karten. 
Deutſches Reichspatent Nr. 1783, Graveur-Hrbeit.(Siegelu. Stempel) | 
reizende, in Farben ſortirte, ger 


füllte Glas⸗Lämpchen, an den ( Enron-Bürger -Briete. ug 
Chriſtbaum leicht zu befeſtigen, EHuren-Mitgl. Diplome f. Vereine. 
Brennzeit 2 Stunden, geruch. Sehnellste Anfertigung 


und rauchfrei, nach auswärts 5 1 
leicht verſendbar, 1 Carton von K.ufmünn. u. Iandwirths. Formulare. 
10 Stand Mi. Artiſt. Inſt. M. Spiegel, Breslau. 


r magic, 
mit ildern, welche glei . 2 
Garnirte Hüte 
Garnirte Kopftücher, 
Wollene Taillentücher 


einem Cyclorama in ununter⸗ 
brochener Reihenfolge de 
werden können, 10 Mk. 

Geller J Veni 
überraſchender, eluſtigen⸗ 
der e Stück 50 Pf., 
ſowie große Auswahl von Fröbel⸗ 

9026] und Bauſpielen. 


Lask & Mehrländer, 


Papierhdl., Nieolaiſtr. 76. 


offerire billigt. N 
7 + 


Wilhelm Prager, 
Ning 18. 


Tiſche in broncirtem Drath von 10 
Mark an, Etageren, Jardineren, Am⸗ 
peln, Körbchen, Vogelbauer, Geld⸗ 
und Meſſerkörbchen de. 1 in 
verzinnten und broncirten 1 in 
größter Auswahl [6394] 


Ohlauerſtraße 63, Eing. Kätzelohle. 


Astrachaner russ. Caviar 


nur in l Primawaare offerirt das Brutto-Pfd. für Mk. 4,50 


„Silber mann, cs“ 
Caviar⸗Importeur, Myslowitz O.⸗S. 


Friſchen, nicht conſervirten Aſtrachaner Caviar offerirt 
die Ruſſiſche Caviar⸗Niederlage von IB. Persicaner 
in Myslowitz, das Brutto-Pfund prima mit Mark 4,50, 
secunda Mk. 3,50. 11998] 


Verantwortlicher Redacteur: Dr. Stein. 4 
Druck von Graß, Barth u. Comb. (W. Friedrich) in Breslau. 


8961] 


Livrée⸗Anzüge 
(Specialität), aufs Solideſte ge⸗ 
arbeitet, in reichhaltigſter Aus⸗ 
wahl vorräthig im [8910] 
der-Bazar bon 


Klei 
Gebr. Taterka, 


Albrechtsſtraße 59 
Schmiede balken Ede. 


